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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 24. Januar 1959 

4 — 42100 — 4608/58 IV 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 

Entwurf eines Gesetzes über die Eingliede- 
rung des Saarlandes auf dem Gebiet des 
gewerblichen Rechtsschutzes 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Justiz. 

Der Bundesrat hat in seiner 200. Sitzung am 19. Dezember 1958 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu 
dem Entwurf wie folgt Stellung zu nehmen: 

In § 8 Abs. 1 sind nach dem Wort „Dritten'' die Worte einzu- 
fügen: 

„, der bei Inkrafttreten dieses Gesetzes seinen Wohnsitz oder 
Sitz im Saarland hat,". 

Begründung 

Nach dem Wortlaut des Entwurfs ist die Erstreckung der Lizenz 
auf das Saarland auch dann ausgeschlossen, wenn der Inhaber 
der Lizenz für das Saarland seinen Wohnsitz oder Sitz nicht im 
Saarland, sondern im übrigen französischen Wirtschaftsgebiet 
hat. Eine solche Bevorzugung, die andererseits eine Benach- 
teiligung der deutschen Wirtschaft bedeutet, entspricht nicht 
der Zielsetzung des Entwurfs. 

Im übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen erhoben. 

Die Bundesregierung ist mit dem Änderungsvorschlag des 
Bundesrates einverstanden. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestr. 54, Telefon 3551 
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Entwurf eines Gesetzes 

über die Eingliederung des Saarlandes auf dem Gebiet 
des gewerblichen Rechtsschutzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen; 


ERSTER ABSCHNITT 

Aufrechterhaltung von Schutzrechten und 
Schutzrechtsanmeldungen im Saarland 

§ 1 

Aufrechterhaltung der Schutzrechte 

(1) Die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes lim Saar- 
land bestehenden Patente, Warenzeichen und Ge- 
schmacksmuster werden im Saarland mit ihrem bis- 
herigen Zeitrang aufrechterhalten. Sie können je- 
doch im Saarland nach Ablauf von sechs Monaten 
nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes nicht mehr 
geltend gemacht werden, wenn nicht bis zu diesem 
Zeitpunkt ein Antrag auf Aufrechterhaltung des 
Schutzrechts gestellt wird. 

(2) Der Antrag ist von dem Inhaber des Schutz- 
rechts beim Deutschen Patentamt einzureichen. 
Uber den Antrag entscheidet bei Patenten die Pa- 
tentabteilung, bei Warenzeichen die Warenzeichen- 
abteilung, bei Geschmacfcsmustern die Urheber- 
rechtsabteilung. 

(3) Mit dem Antrag sind beglaubigte Abschriften 
der Unterlagen über die Erteilung oder Hinterle- 
gimg des Schutzrechts einzureichen. Das Deutsche 
Patentamt kann die Einreichung weiterer Unter- j 
lagen über das Schutzrecht sowie einer deutschen 
Ubersetzimg der Unterlagen verlangen. Es kann den 
Antrag zurückweisen, wenn der Antragsteller die 
genannten Unterlagen innerhalb einer bestimmten 
Frist nicht eingereicht hat und anderweitige Unter- 
lagen dem Deutschen Patentamt keine genügenden 
Anhaltspunkte für das Bestehen, den Anmeldetag, 
den Zeitreing und den Inhalt des Schutzrechts geben. 

(4) Die Zurückweisung des Antrags erfolgt durch 
Beschluß. Gegen den Beschluß findet die Beschwerde 
statt. Sie ist innerhalb eines Monats nach Zustel- 
lung des Beschlusses schriftlich beim Deutschen 
Patentamt einzulegen; § 34 des Patentgesetzes ist 
entsprechend anzuwenden. Uber die Beschwerde 


entscheidet einer der in § 18 des Patentgesetzes 
bezei ebneten Beschwerdesenate in der Besetzung 
mit drei rechtskundigen Mitgliedern. 

(5) Die rechtskräftige Zurückweisung des Antrags 
hat die Wirkung, daß der Antrag als nicht gestellt 
gilt. 

(6) Eines Aufrechterhaltungsantrages bedarf es 
nicht 

1. für Warenzeichen, die bei Inkrafttreten 
dieses Gesetzes im Saarland auf Grund 
internationaler Registrierung geschützt 
sind, sofern ihnen nicht der Schutz für den 
übrigen Geltungsbereich dieses Gesetzes 
versagt oder entzogen worden ist; 

2. für Warenzeichen, die nur durch Benutzung 
entstanden und bei Inkrafttreten dieses 
Gesetzes nicht hinterlegt sind. 

§ 2 

Eintragung der aufrechterhaltenen Schutzrechte 

(1) Patente, Warenzeichen und Geschmacksmuster, 
deren Aufrechterhaltung nach § 1 beantragt wird, 
werden in Sonderbände der Rollen des Deutschen 
Patentamts eingetragen und in Übersichten ver- 
öffentlicht; die Veröffentlichung geschieht für Pa- 
tente im Patentblatt, für Warenzeichen im Waren- 
zeichenblatt imd für Geschmacksmuster im Bundes- 
anzeiger. 

(2) Der Präsident des Deutschen Patentamts erläßt 
Bestimmungen über die Einrichtung der Sonder- 
bände. 

(3) Die Einsicht in die Sonderbände steht jeder- 
mann frei. Uber den Eingang von Aufrechterhal- 
tungsanträgen und über Eintragungen in die Son- 
derbände ist auf Antrag Auskunft zu erteilen; sie 
kann davon abhängig gemacht werden, daß vorher 
die entstehenden Kosten erstattet werden. 

§ 3 

Aufrechterhaltung der Patentanmeldungen 

(1) Die bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes 
beim französischen Patentamt oder beim Ministe- 


2 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Drucksache 818 


rium für Wirtschaft, Verkehr und Landwirtschaft 
der Regierung des Saarlandes eingereichten, in die- 
sem Zeitpunkt noch nicht erledigten Patentanmeldun- 
gen werden (im Saarland mit ihrem bisherigen Zeit- 
rang aufrechterhalten. Die auf diese Anmeldungen 
erteilten Patente gelten auch im Saarland. Sie kön- 
nen jedoch lim Saarland nach Ablauf von sechs 
Monaten nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
nicht mehr geltend gemacht werden, wenn nicht bis 
zu diesem Zeitpunkt ein Antrag auf Aufrechterhal- 
tung der Anmeldung oder des auf die Anmeldung 
erteilten Patents gestellt wird, 

(2) Der Antrag ist von dem Anmelder oder sei- 
nem Rechtsnachfolger beim Deutschen Patentamt 
einzureichen. Uber den Antrag entscheidet die Pa- 
tentabteilung. 

(3) Im übrigen sind die Bestimmungen des § 1 
Abs. 3 bis 5 entsprechend anzuwenden. Auf Patente, 
die auf die in Absatz 1 bezeichneten Patentanmel- 
dungen erteilt werden, ist § 2 entsprechend anzu- 
wenden. 

§ 4 

Beendigung des Schutzes 

Die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes im Saar- 
land bestehenden Patente, Warenzeichen und Ge- 
schmacksmuster können im Saarland nicht mehr gel- 
tend gemacht werden, wenn sie in Frankreich ihren 
gesetzlichen Schutz verlieren oder die bei Inkraft- 
treten dieses Gesetzes laufende Schutzdauer abge- 
laufen ist. Für Warenzeichen bleibt die in § 16 Abs. 1 
Satz 2 und 3, Abs. 2 getroffene Regelung unberührt. 

§ 5 

Anzuwendendes Recht 

Auf die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes im Saar- 
land bestehenden Patente, Patentanmeldungen, 
Warenzeichen und Geschmacksmuster sind die in 
diesem Zeitpunkt geltenden Vorschriften des fran- 
zösischen Rechts anzuwenden, soweit es sich um 
die Voraussetzungen der Schutzfähigkeit und die 
Schutzdauer dieser Rechte handelt. Im übrigen sind 
die Vorschriften des deutschen Rechts anzuwenden 
mit der Maßgabe, daß die Nichtigkeit eines Pa- 
tents im Verfahren in Patentstreitsachen einge- 
wandt werden kann und für die Erklärung der 
Nichtigkeit eines Patents und die Löschung eines 
Warenzeichens die Bestimmungen der §§ 25 bis 28 
gelten. 


ZWEITER ABSCHNITT 

Erstreckung auf das Saarland 

§ 6 

Erstreckung der Schutzrechte 

Die Wirkung der bei Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes in der Bundesrepublik Deutschland mit Aus- 
nahme des Saarlandes bestehenden Patente, Ge- 
brauchsmuster, Warenzeichen und Geschmacks- 
muster (gewerbliche Schutzrechte) erstreckt sich vor- 


behaltlich der in den §§21 bis 23 getroffenen Rege- 
lung auf das Saarland. Diese Rechte erhalten im Saar- 
land denselben Zeitrang wie im übrigen Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes. 

§ 7 

Erstreckung der Schutzrechtsanmeldungen 

(1) Die Wirkung der bei Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes in der Bundesrepublik Deutschland mit Aus- 
nahme des Saarlandes bestehenden Anmeldungen 
von Patenten, Gebrauchsmustern und Warenzeichen 
erstreckt sich vorbehaltlich der in den §§ 21 bis 23 ge- 
troffenen Regelung auf das Saarland. Diese Anmel- 
dungen erhalten im Saarland denselben Zeitrang 
wie im übrigen Geltungsbereich dieses Gesetzes. 

(2) Dies gilt auch für die Wirkung des einstweili- 
gen Schutzes von Patentanmeldungen, die bis zum 
Inkrafttreten dieses Gesetzes gemäß § 30 des Patent- 
gesetzes bekanntgemacht worden sind. 

§ 8 

Lizenzverträge und Zwangslizenzen 

(1) Lizenzverträge über gewerbliche Schutzrechte 
oder Schutz re chtsanmeldungen, deren Wirkung sich 
nach diesem Gesetz auf das Saarland erstreckt, wer- 
den auf das Saarland ausgedehnt, soweit sich nicht 
entweder aus den Lizenzverträgen etwas anderes 
ergibt oder der Inhaber des Schutzrechts oder der 
Schutzrechtsanmeldung oder sein Rechtsvorgänger 
für das Saarland bereits einem Dritten das aus- 
schließliche Recht zur Benutzung des Gegenstands 
des Schutzrechts oder der Schutzrechtsanmeldung 
eingeräumt hat. 

(2) Für Zwangslizenzen an Patenten, die nach die- 
sem Gesetz auf das Saarland erstreckt werden, gilt 
Absatz 1 entsprechend. 

§ 9 

Weiterbenutzungsrecht 

(1) Die Wirkung eines nach diesem Gesetz auf das 
Saarland erstreckten Patents, Gebrauchsmusters oder 
einstweiligen Schutzes einer Patentanmeldung tritt 
im Saarland gegen den nicht ein, der die Erfindung 
im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes dort 
bereits rechtmäßig in Benutzung genommen oder 
die dazu erforderlichen Veranstaltungen getroffen 
hatte. § 7 Abs. 1 Satz 2 und 3 des Patentgesetzes ist 
entsprechend anzuwenden. 

(2) Auch im übrigen Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes tritt die Wirkung eines nach diesem Gesetz 
auf das Saarland erstreckten Patents, Gebrauchs- 
musters oder einstweiligen Schutzes einer Patent- 
anmeldung gegen Personen mit Wohnsitz oder Sitz 
im Saarland nicht ein, die die Erfindung dort bereits 
am 1. Juni 1958 rechtmäßig in Benutzung genommen 
oder die dazu erforderlichen Veranstaltungen ge- 
troffen hatten. Auf Antrag kann das Deutsche Patent- 
amt angemessene Bedingungen für die Weiter- 
benutzung der Erfindung im übrigen Geltungsbereich 
dieses Gesetzes festsetzen, sofern die uneinge- 
schränkte Weiterbenutzung zu einer wesentlichen 
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Benachteiligung des Inhabers des Schutzrechts oder 
der Personen, denen er die Benutzung der Erfindung 
gestattet hat, führen würde, die bei Abwägung der 
Interessen der Beteiligten unbillig wäre. 

(3) Der Antrag nach Absatz 2 ist von dem Inhaber 
des Schutzrechts oder der Person, der er das aus- 
schließliche Recht zur Benutzung der Erfindung ein- 
geräumt hat, schriftlich an das Deutsche Patentamt zu 
richten und hat die Tatsachen anzugeben, auf die 
er gestützt wird. Mit dem Antrag ist eine Gebühr 
von 350 Deutsche Mark zu zahlen; wird sie nicht 
gezahlt, so gilt der Antrag als nicht gestellt, über 
den Antrag entscheidet einer der in § 18 des Patent- 
gesetzes bezeichneten Nichtigkeitssenate des Deut- 
schen Patentamts. Auf das Verfahren sind die Be- 
stimmungen des § 37 Abs. 5 und der §§ 38 bis 40 und 
42 des Patentgesetzes entsprechend anzuwenden. 

(4) In dem Verfahren nach Absatz 3 kann das 
Deutsche Patentamt auf Antrag durch einstweilige 
Verfügung die Weiterbenutzung der Erfindung von 
Bedingungen abhängig machen, wenn der Antrag- 
steller glaubhaft macht, daß die Voraussetzungen 
des Absatzes 2 Satz 2 vorliegen und eine alsbaldige 
Regelung zur Abwendung wesentlicher Nachteile 
dringend geboten ist. Mit dem Antrag ist eine Ge- 
bühr von 300 Deutsche Mark zu zahlen; wird sie 
nicht gezahlt, so gilt der Antrag als nicht gestellt. 
Im übrigen sind die Bestimmungen des § 41 Abs. 2 
bis 6 des Patentgesetzes entsprechend anzuwenden. 

(5) Ist die Erfindung von Personen mit Wohnsitz 
oder Sitz im Saarland erst in der Zeit zwischen dem 

1. Juni 1958 und dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
im Saarland rechtmäßig in Benutzung genommen 
worden, so ist die Weiterbenutzung der Erfindungen 
im übrigen Geltungsbereich dieses Gesetzes nur zu 
angemessenen Bedingungen zulässig. Auf Antrag 
eines Beteiligten setzt das Deutsche Patentamt an- 
gemessene Bedingungen für die Weiterbenutzung 
fest. Auf das Verfahren zur Festsetzung der Bedin- 
gungen sind die Bestimmungen der Absätze 3 und 4 
entsprechend anzuwenden. 

(6) Haben Personen mit Wohnsitz oder Sitz im 
Saarland die Erfindung bereits vor der Anmeldung 
des erstreckten Schutzrechts im Saarland rechtmäßig 
in Benutzung genommen oder die dazu erforder- 
lichen Veranstaltungen getroffen, so gilt Absatz 1 
ohne die Einschränkungen der Absätze 2 bis 5 auch 
für den übrigen Geltungsbereich dieses Gesetzes. 
§ 7 Abs. 3 des Patentgesetzes ist entsprechend an- 
zuwenden. 

(7) Die Bestimmungen der Absätze 1 bis 5 sind 
auf Personen, die den Gegenstand eines auf das 
Saarland erstreckten Geschmacksmusters rechtmäßig 
in Benutzung genommen oder die dazu erforder- 
lichen Veranstaltungen getroffen haben, entspre- 
chend anzuwenden. 

§ 10 

Vorbenutzungsrecht 

Ist die Wirkung eines nach diesem Gesetz auf das 
Saarland erstreckten Patents, Gebrauchsmusters oder 
einstweiligen Schutzes einer Patentanmeldung im 


übrigen Geltungsbereich dieses Gesetzes durch ein 
Vorbenutzungsrecht eingeschränkt, so gilt diese Ein- 
schränkung auch im Saarland. 

§ 11 

Offenkundige Vorbenutzung 

Eine Erfindung, die Gegenstand eines nach diesem 
Gesetz auf das Saarland erstreckten Patents, Ge- 
brauchsmusters oder einstweiligen Schutzes einer 
Patentanmeldung ist, gilt auch dann nicht als neu 
im Sinne des § 2 Satz 1 des Patentgesetzes und des 
§ 1 Abs. 2 Satz 1 des Gebrauchsmustergesetzes, 
wenn sie zur Zeit der Anmeldung im Saarland be- 
reits so offenkundig benutzt worden ist, daß danach 
die Benutzung durch andere Sachverständige mög- 
lich erscheint. 

§ 12 

Zuständigkeit 

Die Zuständigkeit des Deutschen Patentamts wird 
auf das Saarland ausgedehnt. 

DRITTER ABSCHNITT 

Erstreckung auf das übrige Bundesgebiet 

§ 13 

Erstreckung der Schutzrechte 

(1) Die Wirkung der bei Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes im Saarland bestehenden Patente, Waren- 
zeichen und Geschmacksmuster, deren Inhaber in 
diesem Zeitpunkt ihren Wohnsitz oder Sitz im 
Saarland haben, erstreckt sich vorbehaltlich der in 
den §§ 21 bis 23 getroffenen Regelung auf den übri- 
gen Geltungsbereich dieses Gesetzes, wenn ihnen ein 
Zeitrang vor dem 1. Juni 1958 zukommt. Diese 
Rechte erhalten im übrigen Geltungsbereich dieses 
Gesetzes denselben Zeitrang wie im Saarland. 

(2) Absatz 1 gilt nicht, wenn nicht bis zum Ablauf 
von sechs Monaten nach dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes ein Antrag auf Aufrechterhaltung des 
Schutzrechts gemäß § 1 gestellt wird. 

(3) Absatz 1 gilt ferner nicht 

1. für Patente, Warenzeichen und Ge- 
schmacksmuster, die auf Grund der fran- 
zösischen Gesetzgebung über das deutsche 
Vermögen übertragen worden sind, 

2. für Warenzeichen, die bei Inkrafttreten 
dieses Gesetzes im Saarland auf Grund 
internationaler Registrierung geschützt 
sind, 

3. für Warenzeichen, die nur durch Be- 
nutzung entstanden und bei Inkrafttreten 
dieses Gesetzes nicht hinterlegt sind. 

(4) Die Wirkung der in Absatz 1 bezeichneten 
Patente, die Nahrungs- oder Genußmittel oder auf 
chemischem Wege hergestellte Stoffe zum Gegen- 
stand haben, erstreckt sich auf den übrigen Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes nur insoweit, als diese 
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Patente auch Verfahren zur Herstellung der Nah- 
rungs- oder Genußmittel oder Stoffe zum Gegen- 
stand haben. 

§ 14 

Erstreckung der Patentanmeldungen 

(1) Die Wirkung der bei Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes beim französischen Patentamt oder beim 
Ministerium für Wirtschaft, Verkehr und Landwirt- 
schaft der Regierung des Saarlandes eingereiichten, in 
diesem Zeitpunkt noch nicht erledigten Patenanmel- 
dungen, deren Inhaber bei Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes ihren Wohnsitz oder Sitz im Saarland haben, 
erstreckt sich vorbehaltlich der in § 21 getroffenen 
Regelung auf den übrigen Geltungsbereich dieses 
Gesetzes, wenn ihnen ein Zeitrang vor dem 1. Jimi 
1958 zukommt. Diese Anmeldungen erhalten im 
übrigen Geltungsbereich dieses Gesetzes denselben 
Zeitrang wie im Saarland. 

(2) Das gleiche gilt für Patente, die auf die in 
Absatz 1 genannten Anmeldungen nach dem Inkraft- 
treten dieses Gesetzes erteilt werden. 

(3) Die vorstehenden Bestimmungen gelten nicht, 
wenn nicht bis zum Ablauf von sechs Monaten nach 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes ein Antrag auf 
Aufrechterhaltung der Patentanmeldung oder des 
auf die Patentanmeldung erteilten Patents gemäß 
§ 3 gestellt wird. 

(4) Auf Patentanmeldungen, die Nahrungs- oder 
Genußmittel oder auf chemischem Wege hergestellte 
Stoffe zum Gegenstand haben, ist § 13 Abs. 4 ent- 
sprechend anzuwenden. 

§ 15 

Nachanmeldungen von Schutzrechten beim 
Deutschen Patentamt 

(1) Der Gegenstand der bei Inkrafttreten dieses 
Gesetzes im Saarland bestehenden Patente, Patent- 
anmeldungen, Warenzeichen und Geschmacksmuster, 
denen ©in Zeitrang nach dem 31. Mai 1958 zukommt 
und deren Inhaber bei Inkrafttreten dieses Gesetzes 
ihren Wohnsitz oder Sitz im Saarland haben, kann 
noch bis zum Ablauf von sechs Monaten nach dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes beim Deutschen 
Patentamt mit dem Zeitrang des im Saarland be- 
stehenden Schutzrechts oder der dort bestehenden 
Schutzrechtsanmeldung angemeldet werden. Weiter- 
gehende Prioritätsansprüche auf Grund eines 
Staatsvertrages bleiben unberührt. 

(2) Anmeldungen nach Absatz 1 werden wie An- 
meldungen behandelt, für die nach Artikel 4 der 
Pariser Verbandsübereinkunft zum Schutze des 
gewerblichen Eigentums in der am 2. Juni 1934 in 
London revidierten Fassung der Zeitpunkt einer 
vorangegangenen ausländischen Anmeldung als 
maßgebend in Anspruch genommen wird. 

(3) § 27 des Patentgesetzes ist entsprechend an- 
zuwenden. 

(4) Ist der Gegenstand der in Absatz 1 bezeich- 
neten Schutzrechte oder Schutzrechtsanmeldungen 
bereits vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes beim 


Deutschen Patentamt angemeldet worden, so kann 
für die Anmeldung oder das auf sie erteilte Schutz- 
recht noch bis zum Ablauf von sechs Monaten nach 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes der Zeitrang des 
im Saarland bestehenden Schutzrechts oder der dort 
bestehenden Schutzrechtsannieldung in Anspruch 
genommen werden. Absatz 2 ist entsprechend an- 
zuwenden. 

§ 16 

Beendigung des Schutzes 

(1) Patente, Warenzeichen und Geschmacks- 
muster, die nach diesem Gesetz vom Saarland auf 
den übrigen Geltungsbereich dieses Gesetzes er- 
streckt werden, können dort nicht mehr geltend 
gemacht werden, wenn sie nach § 4 im Saarland 
nicht mehr geltend gemacht werden können. Jedoch 
kann die Schutzdauer eines Warenzeichens nach § 9 
des Warenzeichengesetzes verlängert werden mit 
der Maßgabe, daß die Verlängerung nach Ablauf 
von 14 Jahren seit dem Tage der Hinterlegung oder 
letzten Verlängerung zu bewirken ist. Die Ver- 
längerung wirkt auch für das Saarland. 

(2) Läuft die Schutzdauer eines Warenzeichens 
innerhalb von sechs Monaten nach dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes ab, so kann die Verlängerung noch 
bis zum Ablauf der sechs Monate bewirkt werden. 

§ 17 

Anzuwendendes Recht 

Auf Patente, Patentanmeldungen, Warenzeichen 
i und Geschmacksmuster, die nach diesem Gesetz vom 
Saarland auf den übrigen Geltungsbereich dieses 
Gesetzes erstreckt werden, ist auch im übrigen 
Geltungsbereich dieses Gesetzes das Recht anzu- 
wenden, das nach § 5 für die im Saarland aufrecht- 
erhaltenen Schutzrechte maßgebend ist. 

§ 18 

Lizenzverträge 

Lizenzverträge über im Saarland bestehende 
Patente, Patentanmeldungen, Warenzeichen und 
Geschmacksmuster, die nach diesem Gesetz auf den 
übrigen Geltungsbereich dieses Gesetzes erstreckt 
werden, werden durch das Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes nicht berührt, soweit sich nicht aus den 
Lizenzverträgen etwas anderes ergibt. 

§ 19 

Weiterbenutzungsrecht 

(1) Die Wirkung eines nach diesem Gesetz vom 
Saarland auf den übrigen Geltungsbereich dieses 
Gesetzes erstreckten Patents tritt im übrigen Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes gegen den nicht ein, 
der die Erfindung im Zeitpunkt des Inkrafttretens 
dieses Gesetzes dort bereits rechtmäßig in Be- 
nutzung genommen oder die dazu erforderlichen 
Veranstaltungen getroffen hatte. § 7 Abs. 1 Satz 2 
und 3 des Patentgesetzes ist entsprechend anzu- 
wenden. 

(2) Im übrigen sind die Bestimmungen des § 9 Abs. 2 
bis 6 entsprechend anzuwenden mit der Maßgabe, 
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daß das Weiterbenutzungsrecht auch von Personen 
geltend gemacht werden kann, die im übrigen Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes keinen Wohnsitz oder 
Sitz haben. 

(3) Die Bestimmungen der Absätze 1 und 2 sind 
auf Personen, die den Gegenstand eines auf den 
übrigen Geltungsbereich dieses Gesetzes erstreckten 
Geschmacksmusters rechtmäßig in Benutzung ge- 
nommen oder die dazu erforderlichen Veranstaltun- 
gen getroffen haben, entsprechend anzuwenden. 

(4) Die Wirkung eines nach diesem Gesetz vom 
Saarland auf den übrigen Geltungsbereich dieses 
Gesetzes erstreckten Warenzeichens, das nach § 4 
Abs. 1 oder Abs. 2 Nr. 1 des Warenzeichengesetzes 
von der Eintragung ausgeschlossen wäre, tritt im 
übrigen Geltungsbereich dieses Gesetzes gegen den 
nicht ein, der das Zeichen im Zeitpunkt des Inkraft- 
tretens dieses Gesetzes dort bereits rechtmäßig be- 
nutzt hat, es sei denn, daß sich das Zeichen im 
übrigen Geltungsbereich dieses Gesetzes als Kenn- 
zeichen der Waren des Inhabers des erstreckten 
Warenzeichens im Verkehr durchgesetzt hat. 

§ 20 

Vorbenutzungsrecht 

Ist die Wirkung eines nach diesem Gesetz vom 
Saarland auf den übrigen Geltungsbereich dieses 
Gesetzes erstreckten Patents im Saarland durch ein 
Vorbenutzungsrecht eingeschränkt, dessen Inhaber 
bei Inkrafttreten dieses Gesetzes seinen Wohnsitz 
oder Sitz im Saarland hat, so gilt diese Einschrän- 
kung auch im übrigen Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes. 


VIERTER ABSCHNITT 

übereinstimmende Rechte 

§ 21 

Patente, Patentanmeldungen, Gebrauchsmuster 
und Geschmacksmuster 

(1) Soweit Patente, Patentanmeldungen, Ge- 
brauchsmuster oder Geschmacksmuster, die nach 
diesem Gesetz auf das Saarland oder auf den 
übrigen Geltungsbereich dieses Gesetzes erstreckt 
werden, übereinstimmen und infolge der Erstrek- 
kung Zusammentreffen, können die Inhaber dieser 
Schutzrechte oder Schutzrechtsanmeldungen ohne 
Rücksicht auf deren Zeitrang Rechte aus den 
Schutzrechten oder Schutzrechtsanmeldungen nicht 
gegeneinander geltend machen. Auf Antrag kann 
das Deutsche Patentamt angemessene Bedingun- 
gen für die Benutzung des Gegenstands des 
Schutzrechts oder der Schutzrechtsanmeldung in dem 
Gebiet, auf das dieses Schutzrecht oder diese Schutz- 
rechtsanmeldung erstreckt worden ist, festsetzen, 
sofern die uneingeschränkte Benutzung zu einer 
wesentlichen Benachteiligung des Inhabers des an- 
deren Schutzrechts oder der anderen Schutzrechts- 
anmeldung oder der Personen, denen er die Be- 
nutzung des Gegenstands seines Schutzrechts oder 
seiner Schutzrechtsanmeldung gestattet hat, führen 


würde, die bei Abwägung der Interessen der Be- 
teiligten unbillig wäre. Die Bestimmungen des § 9 
Abs. 3 und 4 sind anzuwenden. 

(2) Die in Absatz 1 bezeichneten Rechte gehen je- 
doch jüngeren Schutzrechten oder Schutzrechts- 
anmeldungen vor, die einen Zeitrang nach dem 
31. Dezember 1956 haben. Die Bestimmungen der 
§§ 9 und 19 bleiben unberührt. 

(3) Soweit Patente, Patentanmeldungen oder Ge- 
schmacksmuster, die nach diesem Gesetz aufrecht- 
erhalten, aber nicht auf den übrigen Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes erstreckt werden, und 
Patente, Patentanmeldungen, Gebrauchsmuster oder 
Geschmacksmuster, die nach diesem Gesetz auf das 
Saarland erstreckt werden, übereinstimmen und in- 
folge der Erstreckung Zusammentreffen, können die 
Inhaber dieser Schutzrechte oder Schutzrechtsanmel- 
dungen ohne Rücksicht auf deren Zeitrang im Saar- 
land Rechte aus den Schutzrechten oder Schutz- 
rechtsanmeldungen nicht gegeneinander geltend 
machen. Jedoch gehen Patente, Patentanmeldungen, 
Gebrauchsmuster und Geschmacksmuster, die nach 
diesem Gesetz auf das Saarland erstreckt werden, 
jüngeren Schutzrechten oder Schutzrechtsanmeldun- 
gen vor, die nach diesem Gesetz aufrechterhalten, 
aber nicht auf den übrigen Geltungsbereich dieses 
Gesetzes erstreckt werden und einen Zeitrang nach 
dem 31. Dezember 1956 haben. Die Bestimmungen 
des § 9 bleiben unberührt. 

(4) Die Wirkung der nach diesem Gesetz im Saar- 
land aufrechterhaltenen Patente oder Patentanmel- 
dungen, die Nahrungs- oder Genußmittel oder auf 
chemischem Wege hergestellte Stoffe zum Gegen- 
stand haben, erstreckt sich im Saarland nicht auf Ver- 
fahren, die Gegenstand von nach diesem Gesetz auf 
das Saarland erstreckten Patenten oder Patentanmel- 
dungen sind, und auf nach diesen Verfahren her- 
gestellte Erzeugnisse. 

§ 22 

Warenzeichen 

(1) Treffen Warenzeichen, die vor dem 1. Januar 
1957 angemeldet worden sind und nach diesem Ge- 
setz auf das Saarland erstreckt werden, infolge der 
Erstreckung mit übereinstimmenden oder verwechs- 
lungsfähigen Warenzeichen zusammen, die vor dem 
1. Januar 1957 für gleiche oder gleichartige Waren 
hinterlegt worden sind und nach diesem Gesetz auf 
den übrigen Geltungsbereich dieses Gesetzes er- 
streckt werden, so dürfen beide Warenzeichen im 
gesamten Geltungsbereich dieses Gesetzes nur mit 
folgender Maßgabe benutzt werden: 

1. Sind beide Warenzeichen vor dem 1. Juni 
1958 benutzt worden, so darf das auf den 
übrigen Geltungsbereich dieses Gesetzes er- 
streckte Warenzeichen nur mit einem Zusatz 
benutzt werden, der geeignet ist, die Gefahr 
einer Täuschung über die Herkunft der mit 
dem Warenzeichen versehenen Waren aus 
dem Geschäftsbetrieb des Zeicheninhabers 
aus zu schließen. 

2. Ist nur eines der beiden Warenzeichen vor 
dem 1. Juni 1958 benutzt worden, so darf 
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das vor diesem Zeitpunkt nicht benutzte 
Warenzeichen nur mit dem in Nummer 1 
bezeichneten Zusatz benutzt werden. 

3. Sind beide Warenzeichen vor dem 1. Juni 
1958 nicht benutzt worden, so darf das jün- 
gere Warenzeichen nur mit dem in Num- 
mer 1 bezeichneten Zusatz benutzt werden. 

(2) Treffen Warenzeichen, die nach diesem Ge- 
setz auf das Saarland oder auf den übrigen Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes erstreckt werden, infolge der 
Erstreckung mit übereinstimmenden oder verwechs- 
lungsfähigen Warenzeichen zusammen, die nach dem 
31. Dezember 1956 für gleiche oder gleichartige 
Waren angemeldet oder hinterlegt worden sind und 
nach diesem Gesetz erstreckt werden, so dürfen die 
jüngeren Warenzeichen im gesamten Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes nur mit dem in Absatz 1 Nr. 1 
bezeichneten Zusatz benutzt werden. 

(3) Treffen Warenzeichen, die nach diesem Ge- 
setz auf das Saarland erstreckt werden, infolge der 
Erstreckung mit übereinstimmenden oder verwechs- 
lungsfähigen Warenzeichen zusammen, die für 
gleiche oder gleichartige Waren hinterlegt worden 
sind und nach diesem Gesetz aufrechterhalten, aber 
nicht auf den übrigen Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes erstreckt werden, so dürfen die nicht er- 
streckten Warenzeichen ohne Rücksicht auf ihren 
Zeitrang nur mit dem in Absatz 1 Nr. 1 bezeiichne- 
ten Zusatz benutzt werden. 

§ 23 

Sonstige Kennzeichnungsrechte 

Treffen Warenzeichen, die nach diesem Gesetz 
auf das Saarland oder auf den übrigen Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes erstreckt werden, infolge 
der Erstreckung mit einer Ausstattung, die inner- 
halb beteiligter Verkehrskreise als Kennzeichen 
gleicher oder gleichartiger Waren eines anderen 
gilt, oder mit einem Namen, einer Firma oder der 
besonderen Bezeichnung eines Erwerbsgeschäfts, 
eines gewerblichen Unternehmens oder einer Druck- 
schrift, deren sich ein anderer befugterweiise be- 
dient, zusammen, so sind die Beistimmungen des 
§ 22 Abs. 1 bis 3 entsprechend anzuwenden, sofern 
nicht die besonderen Umstände des einzelnen Falles 
bei Abwägung der Interessen der Beteiligten eine 
abweichende Regeluiig erfordern. § 16 Abs. 3 Satz 1 
des Gesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb ist 
anzuwenden, 

§ 24 

Aufbrauchsfrist 

(1) Waren, Verpackungen, Ankündigungen, Preis- 
listen, Geschäftsbriefe, Empfehlungen, Rechnungen 
oder dergleichen, die rechtmäßig mit Warenzeichen 
oder den in § 23 bezeichneten Kennzeichnungen ver- 
sehen worden sind, die nach den §§22 und 23 die- 
ses Gesetzes nur mit dem in § 22 Abs. 1 Nr. 1 be- 
zeichneten Zusatz benutzt werden dürfen, dürfen 
noch bis zum Ablauf von zwei Jahren nach dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes abgesetzt oder aufge- 
braucht werden. 


(2) Sind die Waren, Verpackungen, Ankündigun- 
gen, Preislisten, Geschäftsbriefe, Empfehlungen, 
Rechnungen oder dergleichen rechtmäßig mit einem 
Warenzeichen versehen worden, das nach diesem 
Gesetz im Saarland aufrechterhalten, aber nicht auf 
den übrigen Geltungsbereich dieses Gesetzes er- 
streckt wird, so dürfen sie bis zum Ablauf der in 
Absatz 1 bestimmten Frist nur im Saarland abge- 
setzt oder aufgebraucht werden. 


FÜNFTER ABSCHNITT 

Nichtigkeitsverfahren und Löschungsverfahren 

§ 25 

Antrag auf Erklärung der Nichtigkeit eines Patents 

(1) Ein nach diesem Gesetz aufrechterhaltenes 
Patent wird auf Antrag für nichtig erklärt, wenn 
sich ergibt, 

1. daß der Gegenstand des Patents nach den 
bei Inkrafttreten dieses Gesetzes geltenden 
Vorschriften des französischen Rechts nicht 
patentfähig ist; 

2. daß die Erfindung bei Inkrafttreten dieses 
Gesetzes im Saarland Gegenstand eines 
früher angemeldeten Patents ist; 

3. daß der wesentliche Inhalt des Patents in 
seinem bisherigen Geltungsbereich den Be- 
schreibungen, Zeichnungen, Modellen, Ge- 
rätschaften oder Einrichtungen eines ande- 
ren oder einem von diesem angewendeten 
Verfahren ohne seine Einwilligung entnom- 
men ist. 

(2) Trifft eine dieser Voraussetzungen nur teil- 
weise zu, so wird die Nichtigkeit durch entspre- 
chende Beschränkung des Patents erklärt. 

(3) Im Falle des Absatzes 1 Nr. 2 kann das Patent 
auch dann für nichtig erklärt werden, wenn das 
früher angemeldete Patent nach § 1 Abs. 1 nicht 
mehr geltend gemacht werden kann. 

§ 26 

Nichtigkeitsverfahren 

(1) Für den Antrag auf Erklärung der Nichtig- 
keit eines Patents nach § 25 ist das Landgericht 
Saarbrücken ohne Rücksicht auf den Streitwert aus- 
schließlich zuständig. Gegen die Endurteile des Land- 
gerichts Saarbrücken findet die Berufung an das 
Oberlandesgericht Saarbrücken statt. Gegen die in 
der Berufungsinstanz von dem Oberlandesgericht 
Saarbrücken erlassenen Endurteile ist die Revision 
an den Bundesgerichtshof zulässig. Eine erweiterte 
Zulässigkeit von Rechtsmitteln nach den Bestim- 
mungen des § 511 a Abs. 4 und des § 547 Abs. 1 
Nr. 2 der Zivilprozeßordnung wird durch die Be- 
stimmung der ausschließlichen Zuständigkeit des 
Landgerichts Saarbrücken nicht begründet. 

(2) Auf das Verfahren wegen Erklärung der Nich- 
tigkeit eines Patents sind für den ersten und zwei- 
ten Rechtszug die Bestimmungen der §§ 37 bis 40 
und des § 42 des Patentgesetzes entsprechend an- 
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zuwenden mit der Maßgabe, daß im Verfahren vor 
dem Oberlandesgericht Saarbrücken die Gebühren 
nach den Sätzen berechnet werden, die für das Ver- 
fahren in der Berufungsinstanz gelten. Für die Revi- 
sion sind die Vorschriften der Zivilprozeßordnung 
anzuwenden. 

(3) Wird das Patent rechtskräftig ganz oder teil- 
weise für nichtig erklärt, so teilt das Landgericht 
Saarbrücken dies dem Deutschen Patentamt unter 
Übermittlung einer Ausfertigung des Urteils mit. 

(4) Die Parteien können sich im Verfahren wegen 
Erklärung der Nichtigkeit eines Patents vor dem 
Landgericht und Oberlandesgericht Saarbrücken 
vertreten lassen. Zur Vertretung sind die bei einem 
Gericht im Geltungsbereich dieses Gesetzes zuge- 
lassenen Rechtsanwälte und die Patentanwälte be- 
fugt. Den Parteien und ihren Vertretern ist es 
gestattet, mit einem technischen Beistand zu 
erscheinen. 

§ 27 

Antrag auf Löschung eines Warenzeichens 

(1) Ein nach diesem Gesetz aufrechterhaltenes 
Warenzeichen wird auf Antrag gelöscht, 

1. wenn das Zeichen nach den bei Inkraft- 
treten dieses Gesetzes geltenden Vor- 
schriften des französischen Rechts nicht 
schutzfähig ist; 

2. wenn ein übereinstimmendes oder ver- 
wechslungsfähiges Zeichen auf Grund 
einer früheren Hinterlegung bei Inkraft- 
treten dieses Gesetzes für den Antrag- 
steller für gleiche oder gleichartige Waren 
im Saarland geschützt ist. 

(2) Im Falle des Absatzes 1 Nr. 2 kann das 
Warenzeichen auch dann gelöscht werden, wenn das 
früher hinterlegte Zeichen nach § 1 Abs. 1 nicht mehr 
geltend gemacht werden kann, sofern der Antrag- 
steller Inhaber eines nach diesem Gesetz auf das 
Saarland erstreckten Warenzeichens ist, das mit dem 
Zeichen des Antragsgegners übe rein stimmt oder 
verwechslungsfähig ist und für gleiche oder gleich- 
artige Waren eingetragen ist. 

§ 28 

Löschungsverfahren 

(1) Für den Antrag auf Löschung eines Waren- 
zeichens nach § 27 ist das Landgericht Saarbrücken 
ohne Rücksicht auf den Streitwert ausschließlich 
zuständig. 

(2) Der Antrag auf Löschung eines Warenzeichens 
ist durch Klage geltend zu machen und gegen den 
als Inhaber des Zeichens im Sonderband der Waren- 
zeichenrolle des Deutschen Patentamts Eingetragenen 
oder seinen Rechtsnachfolger zu richten. § 11 Abs. 3 
des Warenzeichengesetzes ist anzuwenden, 

(3) Im übrigen sind die Bestimmungen des § 26 
Abs. 1 Satz 2 bis 4 und Abs. 3 entsprechend anzu- 
wenden. 

(4) Im Verfahren wegen Löschung eines Waren- 
zeichens vor dem Landgericht und Oberlandesgericht 


Saarbrücken können sich die Parteien auch durch 
einen Rechtsanwalt vertreten lassen, der bei einem 
anderen Gericht im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
zugelassen ist. § 32 Abs. 5 des Warenzeichengesetzes 
ist anzuwenden. 

SECHSTER ABSCHNITT 
Gebühren 

§ 29 

Gebühren für im Saarland aufrechterhaltene Patente 

(1) Für Patente, die nach § 1 im Saarland auf- 
rechterhalten werden, ist am Anfang des ersten nach 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes beginnenden 
Jahres sowie jedes folgenden Jahres ihrer Schutz- 
dauer die der Patentdauer entsprechende Jahres- 
gebühr in Höhe von 10 vom Hundert der in dem 
Gesetz über die patent amtlichen Gebühren vom 
22. Februar 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 62) vor- 
gesehenen Gebührensätze zu entrichten. Für das 
19. und 20. Jahr der Dauer dieser Patente sind die- 
selben Gebühren wie für das 18. Patentjahr zu ent- 
richten. Die Gebühren werden auf volle Markbeträge 
nach oben abgerundet. 

(2) Auf die Entrichtung der Gebühren sind die 
Bestimmungen des § 11 Abs. 3 bis 9 des Patent- 
gesetzes entsprechend anzuwenden. 

(3) Patente, für die Gebühren nach Absatz 1 nach 
Zustellung der amtlichen Nachricht nicht rechtzeitig 
entrichtet werden, können im Saarland nicht mehr 
geltend gemacht werden. 

§ 30 

Gebühren für die auf das übrige Bundesgebiet 
erstreckten Patente 

(1) Für Patente, die nach diesem Gesetz vom 
Saarland auf den übrigen Geltungsbereich dieses 
Gesetzes erstreckt werden, ist anstelle der in § 29 
vorges ebenen Gebühren am Anfang des ersten nach 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes beginnenden 
Jahres sowie jedes folgenden Jahres ihrer Schutz- 
dauer die der Patentdauer entsprechende Jahres- 
gebühr in Höhe von 80 vom Hundert der im Gesetz 
über die patentamtlichen Gebühren vom 22. Februar 
1955 vorgesehenen Gebührensätze zu entrichten. 

(2) Die Bestimmungen des § 29 Abs. 1 Satz 2 
und 3, Abs. 2 und 3 sind entsprechend anzuwenden. 

SIEBENTER ABSCHNITT 
Schiedsverfahren 

§ 31 

Errichtung der Schiedsstelle 

(1) Beim Deutschen Patentamt wird eine Schieds- 
stelle errichtet. 

(2) Die Schiedsstelle kann auch außerhalb ihres 
Sitzes zusammentreten. 
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§ 32 

Aufgabe der Schiedsstelle 

Die Schiedsstelle hat die Aufgabe, auf Antrag eine 
gütliche Einigung über Fragen zu vermitteln, die 
sich aus der nach diesem Gesetz vorgesehenen 
Erstreckung eines Warenzeichens ergeben. 

§ 33 

Besetzung der Schiedsstelle 

(1) Die Schiedsstelle besteht aus einem Vorsitzen- 
den und zwei Beisitzern oder ihren Vertretern. Der 
Vorsitzende und die Beisitzer sowie ihre Vertretei 
sollen die Fähigkeit zum Richteramt nach dem 
Gerichtsverfassungsgesetz besitzen und auf dem 
Gebiet des Wettbewerbs- und Warenzeichenrechts 
erfahren sein. 

(2) Die Mitglieder der Schiedsstelle werden vom 
Bundesminister der Justiz berufen. 

§ 34 

Anrufung der Schiedsstelle 

(1) Die Anrufung der Schiedsstelle erfolgt durch 
schriftlichen Antrag. Der Antrag soll eine kurze 
Darstellung des Sachverhalts sowie Namen und An- 
schrift des anderen Beteiligten enthalten. Er soll in 
zwei Stücken eingereicht werden. 

(2) Der Antrag wird vom Vorsitzenden der 
Schiedsstelle dem anderen Beteiligten mit der Auf- 
forderung zugestellt, sich innerhalb einer bestimm- 
ten Frist zu dem Antrag schriftlich zu äußern. 

§ 35 

Verfahren vor der Schiedsstelle 

(1) Auf das Verfahren vor der Schiedsstelle sind 
die §§ 1035 und 1036 der Zivilprozeßordnung ent- 
sprechend anzuwenden. § 1034 Abs. 1 der Zivil- 
prozeßordnung ist mit der Maßgabe entsprechend 
anzuwenden, daß auch Patentanwälte und Erlaub- 
nisscheiininhaber (Artikel 3 des Zweiten Gesetzes 
zur Änderung und Überleitung von Vorschriften auf 
dem Gebiet des gewerblichen Rechtsschutzes vom 
2. Juli 1949 — WiGBl. S. 179) von der Schieds- 
stelle nicht zurückgewiesen werden dürfen. 

(2) Im übrigen bestimmt die Schiedsstelle das 
Verfahren selbst. 

§ 36 

Einigungsvorschlag der Schiedsstelle 

(1) Die Schiedsstelle faßt ihre Beschlüsse mit 
Stimmenmehrheit. 

(2) Die Schiedsstelle hat den Beteiligten einen 
Einigungsvorschlag zu machen. Der Einigungsvor- 
schlag ist zu begründen und von sämtlichen Mit- 
gliedern der Schiedsstelle zu unterschreiben. Auf 
die Möglichkeit des Widerspruchs und die Folgen 
bei Versäumung der Widerspruchsfrist ist in dem 


Ein! gungs Vorschlag hinzuweisen. Der Einigungs- 
vorschlag ist den Beteiligten zuzustellen. 

(3) Der Einigungsvorschlag gilt als angenommen 
und eine dem Inhalt des Vorschlags entsprechende 
Vereinbarung als zustandegekommen, wenn nicht 
innerhalb von drei Monaten nach Zustellung des 
Vorschlags ein schriftlicher Widerspruch eines der 
Beteiligten bei der Schiedsstelle eingeht. 

§ 37 

Erfolglose Beendigung des Schiedsverfahrens 

(1) Das Verfahren vor der Schiedsstelle ist er- 
folglos beendet, 

1. wenn sich der andere Beteiligte innerhalb 
der ihm gesetzten Frist nicht geäußert hat; 

2. wenn er es abgelehnt hat, sich auf das 
Verfahren vor der Schiedsstelle einzulas- 
sen; 

3. wenn innerhalb der Frist des § 36 Abs. 3 
ein schriftlicher Widerspruch eines der Be- 
teiligten bei der Schiedsstelle eingegan- 
gen ist. 

(2) Der Vorsitzende der Schiedsstelle teilt die er- 
folglose Beendigung des Schiedsverfahrens den Be- 
teiligten mit. 

§ 38 

Kosten des Schiedsverfahrens 

(1) Mit dem Antrag auf Anrufung der Schieds- 
stelle ist eine Gebühr von 20 Deutsche Mark zu 
entrichten. Wird die Gebühr nicht gezahlt, so gilt 
der Antrag als nicht gestellt. 

(2) Auslagen werden im Verfahren vor der 
Schiedsstelle nicht erhoben. 

§ 39 

Entschädigung der Mitglieder der Schiedsstelle 

(1) Die Mitglieder der Schiedsstelle erhalten eine 
Entschädigung nach Maßgabe der §§ 2 bis 6 und 9 
bis 11 des Gesetzes über die Entschädigung der 
ehrenamtlichen Beisitzer bei den Gerichten vom 
26. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 861, 900); § 12 
dieses Gesetzes gilt entsprechend. Die Entschä- 
digung wird von dem Präsidenten des Deutschen 
Patentamts festgesetzt. Für die gerichtliche Fest- 
setzung ist das Verwaltungsgericht zuständig, in 
dessen Bezirk die Schiedsstelle ihren Sitz hat. 

(2) Mitglieder der Schiedsstelle, die im öffent- 
lichen Dienst stehen, erhalten ausschließlich Reise- 
kostenvergütung nach den Vorschriften für Bundes- 
beamte. 

§ 40 

Voraussetzungen für die Erhebung der Klage 

(1) Rechte oder Rechtsverhältnisse, die sich aus 
der nach diesem Gesetz vorgesehenen Erstreckung 
eines Warenzeichens ergeben, können im Wege der 
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Klage erst geltend gemacht werden, nachdem ein 
Verfahren vor der Schiedsstelle vorausgegangen ist. 

(2) Dies gilt nicht, 

1. wenn mit der Klage Rechte aus einer Ver- 
einbarung geltend gemacht werden oder 
die Klage darauf gestützt wird, daß die 
Vereinbarung nicht rechtswirksam .sei, 

2. wenn seit der Anrufung der Schiedsstelle 
sechs Monate verstrichen sind, 

3. wenn die Parteien vereinbart haben, von 
der Anrufung der Schiedsstelle abzusehen. 

(3) Einer Vereinbarung nach Absatz 2 Nr. 3 steht 
es gleich, wenn beide Parteien zur Hauptsache 
mündlich verhandelt haben, ohne geltend zu 
machen, daß die Schiedsstelle nicht angerufen wor- 
den ist. 

(4) Der vorherigen Anrufung der Schiedsstelle 
bedarf es ferner nicht für Anträge auf Anordnung 
eines Arrestes oder einer einstweiligen Verfügung. 

(5) Die Klage ist nach Erlaß eines Arrestes oder 
einer einstweiligen Verfügung ohne die Beschrän- 
kung des Absatzes 1 zulässig, wenn der Partei nach 
den §§ 926, 936 der Zivilprozeßordnung eine Frist 
zur Erhebung der Klage bestimmt worden ist. Auf 
Antrag kann das Gericht den Parteien unter An- 
beraumung eines neuen Termins auf geben, vor die- 
sem Termin die Schiedsstelle zur Herbeiführung 
einer gütlichen Einigung anzurufen. 


ACHTER ABSCHNITT 
Übergangs- und Schlußbestimmungen 

§ 41 

Arbeitnehmererfindungen 

(1) Auf schutzfähige Erfindungen, die vor dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes im Saarland von Ar- 
beitnehmern oder Beamten gemacht worden sind, 
sind nur die Vorschriften über das Schiedsverfahren 
und das gerichtliche Verfahren des Gesetzes über 
Arbeitnehmererfindungen vom 25. Juli 1957 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 756) anzuwenden. Im übrigen ver- 
bleibt es bei den bisher im Saarland geltenden Vor- 
schriften. 

(2) Auf technische Verbesserungsvorschläge, die 
vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes im Saarland 
von Arbeitnehmern oder Beamten gemacht worden 
sind und deren Verwertung vor diesem Zeitpunkt 
begonnen hat, ist § 20 Abs. 1 des Gesetzes über 
Arbeitnehmererfindungen nicht anzuwenden. 

§ 42 

Anhängige Verfahren 

Für gerichtliche Verfahren, die im Zeitpunkt des 
Inkrafttretens dieses Gesetzes über Ansprüche aus 
einem Recht oder Rechtsverhältnis anhängig sind, 1 


auf das dieses Gesetz Anwendung findet, bleiben 
die Gerichte zuständig, die nach den bisher^ im 
Saarland geltenden Vorschriften zuständig waren. 

§ 43 

Vertretung und Beratung auf dem Gebiet des 
gewerblichen Rechtsschutzes 

(1) Personen, die seit dem 1. Januar 1957 ihren 
Wohnsitz im Saarland haben und seit diesem Zeit- 
punkt die Vertretungstätigkeit auf dem Gebiet des 
gewerblichen Rechtsschutzes vor saarländischen Be- 
hörden hauptberuflich für eigene Rechnung aus- 
üben, ohne die Voraussetzungen für eine Vertre- 
tungstätigkeit vor dem Deutschen Patentamt zu er- 
füllen, erhalten auf Antrag einen Erlaubnisschein 
nach § 9 des Zweiten Gesetzes zur Änderung und 
Überleitung von Vorschriften auf dem Gebiet des 
gewerblichen Rechtsschutzes vom 2. Juli 1949 
(WiGBl. S. 179), auch wenn ihre Ausbildung den 
Voraussetzungen des § 9 Abs. 1 und 2 des genann- 
ten Gesetzes nicht entspricht. Der Antrag auf Aus- 
stellung des Erlaubnisscheins ist innerhalb von 
sechs Monaten nach Inkrafttreten dieses Gesetzes 
zu stellen. Der Erlaubnisschein berechtigt zur Aus- 
übung der in § 9 Abs. 1 des genannten Gesetzes 
bezeichneten Tätigkeiten. Die Bestimmungen des 
§ 9 Abs. 3 bis 6 des genannten Gesetzes sind anzu- 
wenden. 

(2) Personen, die seit dem 1. Januar 1957 ihren 
Wohnsitz im Saarland haben und seit diesem Zeit- 
punkt die Beratungstätigkeit auf dem Gebiet des 
gewerblichen Rechtsschutzes im Saarland hauptbe- 
ruflich für eigene Rechnung ausüben, ohne die Vor- 
aussetzungen für eine Beratungstätigkeit auf dem 
Gebiet des gewerblichen Rechtsschutzes nach deut- 
schem Recht zu erfüllen, dürfen vom Inkrafttreten 
dieses Gesetzes an die Beratungstätigkeit im ge- 
samten Geltungsbereich dieses Gesetzes ausüben. 
Die Absicht, die Beratungstätigkeit weiterhin auszu- 
üben, ist innerhalb von sechs Monaten nach Inkraft- 
treten dieses Gesetzes dem Präsidenten des Deut- 
schen Patentamts unter Darlegung der in Satz 1 
bezeichneten Voraussetzungen anzuzeigen. Die Be- 
stimmungen des § 60 Abs. 1 Satz 2 und 3, Abs. 2 
und 3 des Patentanwaltsgesetzes sind entsprechend 
anzuwenden. 

§ 44 

Geltung im Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 45 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt im Zeitpunkt des Ablaufs der 
in Artikel 1 Abs. 2 des Vertrages zwischen der Bun- 
desrepublik Deutschland und der Französischen Re- 
publik zur Regelung der Saarfrage vom 27. Okto- 
ber 1956 (Bundesgesetzbl. II S. 1589) bezeichneten 
1 Übergangszeit in Kraft. 
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Begründung 


1. 

Allgemeines 

Das Gebiet des gewerblichen Rechtsschutzes gehört 
zu den Rechtsgebieten, für die nach Artikel 1 Abs. 2 
des Vertrages zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und der Französischen Republik zur Regelung 
der Saarfrage vom 27. Oktober 1956 (BGBL II 
S. 1589 — Saarvertrag — ) während der dort vorge- 
sehenen wirtschaftlichen Übergangszeit, in der das 
Saarland noch zum französischen Zoll- und Wäh- 
rungsgebiet gehört, weiterhin französisches Recht 
gilt. In Artikel 26 des Saarvertrages ist ausdrück- 
lich vorgesehen, daß die bei Inkrafttreten des Ver- 
trages im Saarland bestehenden Rechtsvorschriften 
auf dem Gebiet des gewerblichen Rechtsschutzes 
bis zum Ablauf der wirtschaftlichen Übergangszeit 
in Kraft bleiben. Das Saarland kann infolgedessen 
für das Gebiet des gewerblichen Rechtsschutzes erst 
mit dem Ablauf der wirtschaftlichen Übergangszeit 
in das deutsche Rechtsgebiet eingegliedert werden. 

Diese Eingliederung erfordert auf dem Gebiet des 
gewerblichen Rechtsschutzes vier verschiedene 
Maßnahmen: 

1. die Erstreckung des deutschen Rechts auf dem 
Gebiet des gewerblichen Rechtsschutzes auf das 
Saarland; 

2. die Aufrechterhaltung der am Ende der wirt- 
schaftlichen Übergangszeit im Saarland bestehen- 
den gewerblichen Schutzrechte. Zu dieser Auf- 
rechterhaltung hat sich die Bundesrepublik in 
Artikel 66 des Saarvertrages ausdrücklich ver- 
pflichtet; 

3. die Erstreckung der deutschen gewerblichen 
Schutzrechte und Schutzrechtsanmeldungen auf 
das Saarland; 

4. die Erstreckung der am Ende der Übergangszeit 
im Saarland bestehenden gewerblichen Schutz- 
rechte und Schutzrechtsanmeldungen saarländi- 
scher Inhaber auf das übrige Bundesgebiet. 

Die unter Nr. 1 genannte Erstreckung des deutschen 
Rechts auf dem Gebiet des gewerblichen Rechts- 
schutzes auf das Saarland wird mit dem Ablauf der 
wirtschaftlichen Übergangszeit zusammen mit der 
Erstreckung des übrigen deutschen Rechts vor- 
genommen werden, das bis zu diesem Zeitpunkt 
noch nicht im Saarland eingeführt werden konnte. 
Es ist vorgesehen, das gesamte am Ende der Über- 
gangszeit im Saarland noch nicht geltende deutsche 
Recht auf das Saarland durch eine allgemeine 
gesetzliche Regelung zu erstrecken und hierbei 
lediglich diejenigen deutschen Rechtsvorschriften im 
einzelnen aufzuführen, die auch nach dem Ende der 
Übergangszeit noch nicht sofort auf das Saarland 
erstreckt werden sollen. Für die Erstreckung des 
deutschen Rechts auf dem Geibiet des gewerblichen 
Rechtsschutzes auf das Saarland iist also eine beson- 


dere gesetzliche Regelung über die eben erwähnte 
allgemeine Regelung hinaus nicht erforderlich. 

Dagegen müssen die oben unter Nr. 2 bis 4 erwähn- 
ten Maßnahmen in einem besonderen Gesetz getrof- 
fen werden. Die insoweit notwendigen Vorschriften 
sind in dem Entwurf eines Gesetzes über die Ein- 
gliederung des Saarlandes auf dem Gebiet des 
gewerblichen Rechtsschutzes zusammengefaßt. 

Zweck der in dem Entwurf vorgesehenen Regelung 
ist zunächst, die Rechtseinheit auf dem Gebiet des 
gewerblichen Rechtsschutzes lim Verhältnis zwi- 
schen dem Saarland und dem übrigen Bundesgebiet 
wiederherzustellen. Darüber hinaus aber ist es das 
Ziel des Entwurfs, zur Wiederherstellung der Wirt- 
schaftseinheit zwischen dem Saarland und dem 
übrigen Bundesgebiet beizutragen, soweit dies auf 
dem Gebiet des gewerblichen Rechtsschutzes not- 
wendig und möglich ist. Der Entwurf geht hierbei 
davon aus, daß die saarländische Wirtschaft bei 
der Eingliederung des Saarlandes in die Bundes- 
republik Deutschland in die Lage versetzt werden 
muß, nunmehr auf dem deutschen Markt Fuß zu fas- 
sen, nachdem sie bisher in erster Linie auf die 
Belieferung des französii sehen Marktes eingestellt 
war. Der Entwurf beabsichtigt, diese notwendige 
Umorientierung, soweit es sich um die gewerblichen 
Schutzrechte handelt, zu ermöglichen und tunlichst 
zu erleichtern. Der saarländischen Wirtschaft sollen 
damit auch für das Gebiet des gewerblichen Rechts- 
schutzes die Möglichkeiten gegeben werden, die sie 
für eine erfolgversprechende wirtschaftliche Betä- 
tigung auf dem deutschen Markt im Wettbewerb 
mit der übrigen deutschen Wirtschaft benötigt. Hier- 
bei werden sich naturgemäß Interessenkollisionen 
nicht vermeiden lassen. Für derartige Interessen- 
kollisionen einen wirtschaftlich vernünftigen und 
die besondere Sachlage der Rückgliederung des 
Saarlandes berücksichtigenden Ausgleich zu schaf- 
fen, der vorhandene Besitzstände nicht mehr als 
unumgänglich notwendig einschränkt, ist das beson- 
dere Anliegen des Entwurfs. 

Der Entwurf ist in acht Abschnitte gegliedert. Im 
Ersten Abschnitt (§§ 1 bis 5) ist die Aufrechterhal- 
tung der am Ende der Übergangszeit im Saarland 
bestehenden gewerblichen Schutzrechte und Schutz- 
rechtsanmeldung für den Bereich des Saarlandes 
geregelt, zu der sich die Bundesrepublik in Arti- 
kel 66 des Saarvertrages verpflichtet hat. Der 
Zweite Abschnitt (§§ 6 bis 12) sieht die Erstreckung 
der am Ende der Übergangszeit in der Bundesrepu- 
blik Deutschland mit Ausnahme des Saarlandes be- 
stehenden gewerblichen Schutzrechte und Schutz- 
rechtsanmeldungen auf das Saarland vor. Der Dritte 
Abschnitt (§§ 13 bis 20) regelt die Erstreckung der 
am Ende der Übergangszeit im Saarland bestehen- 
den gewerblichen Schutzrechte und Schutzrechtsan- 
meldungen saarländischer Inhaber auf das übrige 
Bundesgebiet. Der Vierte Abschnitt (§§ 21 bis 24) 
enthält die im Zusammenhang mit der wechselsei- 
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tigen Erstreckung von gewerblichen Schutzrechten 
auf das Saarland und das übrige Bundesgebiet erfor- 
derlichen Kollisionsnormen. Im Fünften Abschnitt 
(§§ 25 bis 28) sind Bestimmungen über die Erklä- 
rung der Nichtigkeit aufrechterhaltener Patente und 
die Löschung aufrechterhaltener Warenzeichen vor- 
gesehen. Der Sechste Abschnitt (§§ 29 und 30) ent- 
hält die Gebührenvorschriften für die im Saarland 
aufrechterhaltenen und die auf das übrige Bundes- 
gebiet erstreckten Patente. Im Siebenten Abschnitt 
(§§ 31 bis 40) wird ein Schiedsverfahren für Streit- 
fälle vorgeschlagen, die sich aus der Erstreckung 
von Warenzeichen ergeben. Im Achten Abschnitt 
(§§ 41 bis 45) sind die Übergangs- und Schlußbe- 
stimmungen zusammengefaßt. 


II. 

Die einzelnen Bestimmungen des Entwurfs 

ERSTER ABSCHNITT 

Aufrechterhaltung von Schutzrechten 

und Schutzrechtsanmeldungen im Saarland 

Zu § 1: Aufrediterhaltung der Schutzrechte 

In § 1 Abs. 1 ist die Aufrechterhaltung der am Ende 
der Übergangszeit im Saarland bestehenden Patente, 
Warenzeichen und Geschmacksmuster für den Be- 
reich des Saarlandes geregelt. Mit dieser Vorschrift 
soll die Verpflichtung erfüllt werden, die die Bun- 
desrepublik in Artikel 66 des Saarvertrages über- 
nommen hat. Entsprechend dieser Verpflichtung 
sieht § 1 die Aufrechterhaltung aller am Ende der 
Übergangszeit im Saarland bestehenden Schutz- 
rechte vor, ohne daß es auf die Staatsangehörigkeit 
oder den Wohnsitz oder Sitz der Schutzrechtsin- 
haber ankäme. 

Voraussetzung für die Aufrechterhaltung dieser 
Rechte ist, daß bis zum Ablauf von sechs Monaten 
nach dem Inkrafttreten des Gesetzes ein entspre- 
chender Aufrechterhaltungsantrag beim Deutschen 
Patentamt in München eingereicht wird. Einen der- 
artigen Aufrechterhaltungsantrag vorzuschreiben, 
hat sich die Bundesrepublik in Artikel 66 Abs. 1 
Buchstabe f des Saarvertrages ausdrücklich Vorbe- 
halten. Zweck dieser Vorschrift ist ln erster Linie, 
der deutschen Wirtschaft einen Überblick darüber 
zu verschaffen, mit welchen Rechten sie in Zukunft 
im Saarland rechnen muß. Außerdem kann das 
Patentamt nur auf diese Weise die für die Verwal- 
tung der Schutzrechte erforderlichen Unterlagen er- 
halten. 

Wird der Aufrechterhaltungsantrag nicht fristge- 
recht gestellt, so kann das Schutzrecht vom Ende 
der Antragsfrist an im Saarland „nicht mehr geltend 
gemacht werden". Diese Formulierung berücksich- 
tigt die Tatsache, daß die Schutzrechte in Frankreich 
weiterbestehen. Sie lehnt sich an die Fassung des 
§ 15 des Ersten Gesetzes zur Änderung und Über- 
leitung von Vorschriften auf dem Gebiet des ge- 
werblichen Rechtsschutzes vom 8. Juli 1949 (WiGBl. 
S. 175 — Erstes Überleitungsgesetz) an. 


Die Absätze 2 bis 5 des § 1 sind ebenfalls der in 
dem erwähnten Ersten Überleitungsgesetz getrof- 
fenen Regelung nachgebildet. Die Bestimmung, daß 
das Deutsche Patentamt die Einreichung einer deut- 
schen Übersetzung aller erforderlichen Unterlagen 
verlangen kann, erscheint im Interesse- einer Ent- 
lastung des Patentamtes geboten. Abweichend von 
der im Ersten Uberleitungsgesetz getroffenen Rege- 
lung kann nach dem Entwurf der Aufrechterhal- 
tungsantrag nur von dem Inhaber des Schutzrechts 
oder seinem Rechtsnachfolger, nicht jedoch von 
einem Dritten für ihn gestellt werden. Das Antrags- 
recht Dritter war im Ersten Überleitungsgesetz nur 
mit Rücksicht auf die in der Sowjetzone ansässigen 
und die noch nicht aus Kriegsgefangenschaft zurück- 
gekehrten Schutzrechtsinhaber vorgesehen worden. 

Die Aufrechterhaltung gilt als bewirkt, sofern der 
Antrag nicht — ■ aus formellen Gründen — zurück- 
gewiesen wird. Um eine möglichst baldige abschlie- 
ßende Entscheidung des Patentamts über den Auf- 
rechterhaltungsantrag zu ermöglichen, ist in § 1 
Abs. 4 die befristete Beschwerde des § 34 des 
Patentgesetzes zugelassen. Bei rechtskräftiger Zu- 
rückweisung des Antrages gilt nach § 1 Abs. 5 
der Antrag als nicht gestellt mit der Wirkung, daß 
das Schutzrecht nach Ablauf der für die Einreichung 
der Aufrechterhaltungsanträge vorgesehenen Sechs- 
monatsfrist nicht mehr geltend gemacht werden 
kann. 

In § 1 Abs 6 sind diejenigen Schutzrechte aufge- 
zählt, für die es eines Aufrechterhaltungsantrages 
nicht bedarf, die also nach § 1 Abs. 1 des Entwurfs 
kraft Gesetzes aufrechterhalten werden. Hierbei 
handelt es sich zunächst um die am Ende der Über- 
gangszeit im Saarland geltenden international regi- 
strierten Marken. Die Notwendigkeit der Einrei- 
chung von Aufrechterhaltungsanträgen für diese 
Marken würde angesichts ihrer Zahl das Patentamt 
in erheblichem Maße belasten. Die Einreichung von 
Aufrechterhaltungsanträgen für diese Marken ist 
aber auch nicht erforderlich, weil über deren Geltung 
die Allgemeinheit durch die Veröffentlichungen des 
Internationalen Büros zum Schutze des gewerb- 
lichen Eigentums in Bern unterrichtet ist und auch 
dem Patentamt für diese Marken bereits die not- 
wendigen Unterlagen zur Verfügung stehen. Dies 
trifft nur in den Fällen nicht zu, in denen den inter- 
national registrierten Marken vor dem Inkraft- 
treten des Gesetzes der Schutz für die Bundesrepu- 
blik versagt oder entzogen worden ist. In diesen 
Fällen ist die Einreichung von Aufrechterhaltungs- 
anträgen für diese Marken erforderlich, um sowohl 
das Patentamt als auch die Allgemeinheit darüber 
zu unterrichten, daß diese Marken trotz der Schutz- 
versagung oder Schutzentziehung für die Bundes- 
republik im Saarland Schutz genießen. 

Ferner sollen nach § 1 Abs. 6 Nr. 2 auch diejenigen 
Marken kraft Gesetzes und ohne Durchführung 
eines Aufrechterhaltungsverfahrens aufrechterhal- 
ten werden, die nur durch Benutzung entstanden 
und am Ende der Übergangszeit nicht hinterlegt 
sind. Nach französischem Recht ist für die Ent- 
stehung einer Marke die Hinterlegung nicht erfor- 
derlich. Es können also am Ende der Übergangszeit 
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im Saarland Markenrechte bestehen, die sich nur 
auf eine Benutzung der Marken gründen. Die Bun- 
desrepublik ist nach Artikel 66 des Saarvertrages 
verpflichtet, auch diese Marken für den Bereich des 
Saarlandes aufrechtzuerhalten. Die Durchführung 
eines Antragsverfahrens auch für diese Marken er- 
scheint aber aus praktischen Gründen nicht möglich. 
Das Patentamt wäre, wenn auch diese Marken nur 
unter der Voraussetzung fristgerechter Antragstel- 
lung aufrechterhalten werden könnten, genötigt, in 
jedem einzelnen Fall nachzuprüfen, ob tatsächlich 
eine Benutzung stattgefunden hat, die das Marken- 
recht nach französischem Recht begründen konnte. 
Mit einer derartigen Nachprüfungsarbeit wäre das 
Patentamt überfordert. Aber auch die Allgemeinheit 
braucht über diese Marken nicht unterrichtet zu 
werden, da sie auch in Frankreich und im Saarland 
bisher schon über die Existenz dieser Marken nicht 
amtlich unterrichtet wurde. Aus diesen Erwägungen 
sieht der Entwurf auch für diese Marken die Auf- 
rechterhaltung kraft Gesetzes vor. Insoweit dürfte 
es sich nur um eine verhältnismäßig geringe Zahl 
weniger bedeutsamer Marken handeln, da davon 
ausgegangen werden kann, daß alle wichtigeren 
Marken, die durch Benutzung entstanden sind, auch 
hinterlegt worden sind. 

Die im deutschen Recht vorgesehenen Gebrauchs- 
muster sind in § 1 nicht erwähnt, da es Gebrauchs- 
muster nach dem zur Zeit im Saarland geltenden 
Recht nicht gibt. 

Zu § 2: Eintragung der aufrechterhaltenen 
Schutzrechte 

Um auch der Allgemeinheit einen Überblick über 
die im Saarland aufrechterhaltenen Schutzrechte zu 
geben, ist in § 2 die Eintragung dieser Rechte in 
Sonderbände der entsprechenden Rollen des Deut- 
schen Patentamts und ihre Veröffentlichung im 
Patentblatt, Warenzeichenblatt oder Bundesanzei- 
ger vorgesehen. Diese Bestimmung ist § 6 des Drit- 
ten Gesetzes zur Änderung und Überleitung von 
Vorschriften auf dem Gebiet des gewerblichen 
Rechtsschutzes vom 3. Oktober 1951 (BGBl. I S. 887) 
nachgebildet. Das Recht auf Einsicht in die Sonder- 
bände und die Verpflichtung des Patentamts zur 
Auskunfterteilung sollen gewährleisten, daß sich 
alle Beteiligten ein zutreffendes Bild über die im 
Saarland zu beachtenden Schutzrechte machen kön- 
nen. Da durch die Auskunfterteilung für das 
Patentamt zusätzliche Kosten entstehen können, 
wird dem Patentamt die Möglichkeit gegeben, die 
Auskunfterteilung von der vorherigen Entrichtung 
der entstehenden Kosten abhängig zu machen. 

Zu § 3: Aufrechterhaltung der Patentanmeldungen 

Diese Vorschrift sieht die Aufrechterhaltung der am 
Ende der Übergangszeit im Saarland bestehenden, 
in diesem Zeitpunkt noch nicht erledigten Patent- 
anmeldungen vor. Auch dies entspricht der in 
Artikel 66 des Saarvertrages von der Bundes- 
republik übernommenen Verpflichtung. Die An- 
meldungen können entweder beim französischen 
Patentamt in Paris oder beim saarländischen Wirt- 


schaftsministerium eingereicht worden sein. Durch 
§ 3 Abs. 1 Satz 2 wird klargestellt, daß sich die Er- 
teilung eines Patents durch das französische Patent- 
amt auf das Saarland erstreckt, wenn die entspre- 
chende Anmeldung vor dem Ende der Übergangs- 
zeit eingereicht war und aufrechterhalten wor- 
den ist. 

Auch die Aufrechterhaltung der Patentanmeldungen 
und der auf sie erteilten Patente wird entsprechend 
der in § 1 allgemein für die Schutzrechte getroffenen 
Regelung von der fristgerechten Einreichung eines 
Aufrechterhaltungsantrages abhängig gemacht. Da 
eine Prüfung der aufrechterhaltenen Patentanmel- 
dungen nicht vorgesehen ist, ist es möglich, auch 
über die Aufrechterhaltung der Anmeldungen die 
Patentabteilung entscheiden zu lassen. 

Für das Antragsverfahren sollen gemäß Absatz 3 
des § 3 dieselben Bestimmungen gelten wie für das 
Antragsverfahren bei der Aufrechterhaltung von 
Patenten. Eine Veröffentlichung der aufrechterhal- 
tenen Patentanmeldungen und eine Auskunftertei- 
lung des Patentamts über sie ist jedoch nicht vor- 
gesehen. Vielmehr sollen nach § 3 Abs. 3 Satz 2 
nur die auf die aufrechterhaltenen Anmeldungen er- 
teilten Patente veröffentlicht werden. Die Veröffent- 
lichung der Anmeldungen vor der Erteilung des 
Patents erscheint nicht vertretbar, da diese An- 
meldungen auch in Frankreich bis zur Patent- 
erteilung nicht veröffentlicht werden und ihre Ver- 
öffentlichung durch das Deutsche Patentamt mög- 
licherweise nachteilige Wirkungen für etwa beab- 
sichtigte Nachanmeldungen in dritten Ländern zur 
Folge haben könnte. 


Zu § 4: Beendigung des Schutzes 

Durch diese Vorschrift wird klargestellt, daß die im 
Saarland aufrechterhaltenen Patente, Warenzeichen 
und Geschmacksmuster im Saarland nicht mehr gel- 
tend gemacht werden können, wenn sie in Frank- 
reich ihren gesetzlichen Schutz durch Ablauf der 
Schutzdauer oder auf sonstige Weise verlieren. 
Diese Regelung hat sich die Bundesrepublik in 
Artikel 66 Abs. 1 Buchstabe d des Saarvertrages 
Vorbehalten. 

Bei den Verhandlungen über den Saarvertrag be- 
stand Einvernehmen darüber, daß unter der „laufen- 
den Schutzdauer" im Sinne des § 4 bei Waren- 
zeichen die am Ende der wirtschaftlichen Über- 
gangszeit laufende Schutzperiode zu verstehen ist, 
die nach französischem Recht 15 Jahre beträgt und 
daher eine in Frankreich nach dem Ablauf der wirt- 
schaftlichen Übergangszeit vorgenommene Verlän- 
gerung der im Saarland aufrechterhaltenen Waren- 
zeichen für das Saarland keine Wirkung haben soll. 
Zugunsten derjenigen Inhaber aufrechterhaltener 
Warenzeichen, die am Ende der Übergangszeit 
ihren Wohnsitz oder Sitz im Saarland haben, sieht 
jedoch § 16 des Entwurfs die Möglichkeit einer Ver- 
längerung dieser Warenzeichen nach deutschem 
Recht mit Wirkung für das gesamte Bundesgebiet 
vor. Diese Möglichkeit wird in § 4 Satz 2 Vor- 
behalten. 
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Zu § 5: Anzuwendendes Recht 

Diese Vorschrift bestimmt entsprechend der in Arti- 
kel 66 Abs. 1 Buchstabe e des Saarvertrages von der 
Bundesrepublik übernommenen Verpflichtung die 
weitere Anwendung französischen Rechts auf die im 
Saarland aufrechterhaltenen Schutz rechte und Schutz- 
rechtsanmeldungen, soweit es sich um die Voraus- 
setzungen der Schutzfähigkeit und die Schutzdauer 
dieser Rechte handelt. Im übrigen ist auf diese 
Rechte deutsches Recht anzuwenden. Da jedoch 
Artikel 66 des Saarvertrages die Entscheidung über 
die Nichtigkeit eines Patents entsprechend dem 
französischen Recht den ordentlichen Gerichten vor- 
behält, ist es erforderlich, in dem Entwurf ein be- 
sonderes Nichtigkeitsverfahren vorzusehen, das in 
den §§25 und 26 des Entwurfs geregelt ist. Da es 
sich bei den aufrechterhaltenen Patenten um unge- 
prüfte Patente handelt, soll darüber hinaus dm Ver- 
letzungsprozeß der Einwand der Nichtigkeit des 
Patents wirksam erhoben werden können. Dies wird 
in § 5 ausdrücklich klargestellt. 

Ebenso wie für die Erklärung der Nichtigkeit eines 
Patents sieht der Entwurf auch für die Löschung 
eines Warenzeichens in den §§27 und 28 ein beson- 
deres, vom geltenden Recht teilweise abweichendes 
Löschungsverfahren vor. Diese Einschränkung in der 
Anwendung des geltenden Rechts erscheint im In- 
teresse der Angleichung an das besondere Nichtig- 
keitsverfahren des Entwurfs und mit Rücksicht dar- 
auf zweckmäßig, daß in dem Löschungsverfahren 
nach Artikel 66 des Saarvertrages französisches 
Recht anzuwenden ist, soweit es sich um die Vor- 
aussetzungen der Schutzfähigkeit der Warenzeichen 
handelt. 


ZWEITER ABSCHNITT 
Erstreckung auf das Saarland 

Zu § 6: Erstreckung der Schutzrechte 

Diese Vorschrift regelt die Erstreckung der deut- 
schen gewerblichen Schutzrechte auf das Saarland. 
Die Erstreckung tritt kraft Gesetzes und nur unter 
dem Vorbehalt der in den Kollisionsnormen der 
§§21 bis 23 vorgesehenen besonderen Bestimmun- 
gen ein. Warenzeichen im Sinne dieser Vorschrift 
sind ebenso wie in § 1 auch die auf Grund einer 
internationalen Registrierung beim Internationalen 
Büro in Bern geschützten Marken. 

Zu § 7: Erstreckung der Schutzrechtsanmeldungen 

Diese Vorschrift sieht entsprechend der in § 6 für 
gewerbliche Schutzrechte getroffenen Regelung die 
Erstreckung der Anmeldungen von Patenten, Ge- 
brauchsmustern und Warenzeichen auf das Saarland 
vor, die ebenfalls kraft Gesetzes eintreten soll. Die 
Geschmacksmuster sind in dieser Vorschrift nicht 
mit aufzuführen, weil diese ein Anmeldestadium 
nicht durchlaufen. Dagegen erscheint es zur Klar- 
stellung zweckmäßig, in § 7 Abs. 2 ausdrücklich her- 
vorzuheben, daß sich auch die Wirkung des einst- 
weiligen Schutzes, der nach § 30 des Patentgesetzes 


mit der Bekanntmachung einer Patentanmeldung 
eintritt, auf das Saarland erstreckt. 

Zu § 8; Lizenzverträge und Zwangslizenzen 

§ 8 sieht die Ausdehnung der Lizenzverträge über 
auf das Saarland erstreckte Schutzrechte und Schutz- 
rechtsanmeldungen auf das Saarland vor. Es kann 
davon ausgegangen werden, daß die in der Bundes- 
republik abgeschlossenen Lizenzverträge im Falle 
der Eingliederung des Saarlandes auch für dieses 
gelten sollen, sofern nicht etwas besonderes gesagt 
ist. Im übrigen rechtfertigt sich die Erstreckung der 
Lizenzverträge auch aus der geringen räumlichen 
Ausdehnung des Saarlandes im Verhältnis zum 
übrigen Bundesgebiet. Da jedoch im Einzelfall auch 
andere Abreden getroffen sein können, enthält § 8 
den Vorbehalt, daß der Lizenzvertrag sich nicht auf 
das Saarland erstreckt, sofern seine Bestimmungen 
einer solchen Erstreckung entgegenstehen. Außer- 
dem soll die in § 8 grundsätzlich vorgesehene 
Erstreckung des Lizenzvertrages dann nicht eintre- 
ten, wenn der Schutz re chtsinhaber für das Saarland 
bereits einem Dritten eine ausschließliche Lizenz 
eingeräumt hat. In diesem Fall würde die kraft 
Gesetzes eintretende Erstreckung des Lizenzvertra- 
ges dem mutmaßlichen Willen des Lizenzgebers 
nicht entsprechen und zu einem nicht gerechtfertig- 
ten Eingriff in ein bestehendes Rechtsverhältnis 
führen. 

In § 8 Abs. 2 werden auch die vom Deutschen 
Patentamt oder noch vom ehemaligen Reichspatent- 
amt erteilten Zwangslizenzen an Patenten auf das 
Saarland erstreckt. Diese Erstreckung rechtfertigt 
sich aus denselben Gründen, die für die Erstreckung 
der Lizenzverträge sprechen. 

Zu § 9: Weiterbenutzungsrecht 

Um zu verhindern, daß durch die Erstreckung deut- 
scher Patente und Gebrauchsmuster auf das Saar- 
land in vorhandene Besitzstände ein gegriffen wird, 
sieht § 9 in Absatz 1 zunächst für den Bereich des 
Saarlandes ein uneingeschränktes Weiterbenut- 
zungsrecht für diejenigen Personen vor, die die 
Erfindung, die Gegenstand des erstreckten Patents 
oder Gebrauchsmusters ist, am Ende der Übergangs- 
zeit bereits im Saarland in Benutzung genommen 
oder die dazu erforderlichen Veranstaltungen getrof- 
fen hatten. Diese Regelung entspricht der in § 7 
des Patentgesetzes für das Vorbenutzungsrecht 
getroffenen Regelung und rechtfertigt sich aus den- 
selben Gründen, die für diese Regelung maßgebend 
waren. 

Darüber hinaus wird in Absatz 2 Personen mit 
Wohnsitz oder Sitz im Saarland auch für das übrige 
Bundesgebiet ein grundsätzlich uneingeschränktes 
Weiterbenutzungsrecht eingeräumt. Hierfür war in 
erster Linie der dem Entwurf zugrunde liegende 
Gesichtspunkt maßgebend, daß der saarländischen 
Wirtschaft mit der wirtschaftlichen Eingliederung in 
die Bundesrepublik auch die Möglichkeit gegeben 
werden muß, sich auf dem deutschen Markt zu betä- 
tigen. Für die Beschränkung der Vergünstigung auf 
Personen mit Wohnsitz oder Sitz im Saarland ist 
die Erwägung maßgebend, daß es sich um eine 
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Maßnahme handelt, die die Eingliederung der saar- 
ländischen Wirtschaft in die übrige deutsche Wirt- 
schaft erleichtern soll. Hierbei ist allerdings zu 
berücksichtigen, daß die beabsichtigte Erstreckung 
der im Saarland entstandenen Weiiterbenutzungs- 
rechte auf das übrige Bundesgebiet nach Bekannt- 
werden der vorgesehenen Regelung von Personen, 
die zu begünstigen der Entwurf nicht beabsichtigt, 
durch alsbaldige Aufnahme der Benutzung von nur 
im übrigen Bundesgebiet geschützten Erfindungen 
in einer Weise ausgenutzt werden könnte, die mit 
der Gesamtkonzeption des Entwurfs und insbeson- 
dere den Zielen, die mit der beabsichtigten Einräu- 
mung des Weiterbenutzungsrechts verfolgt werden, 
nicht vereinbar wäre. Der Entwurf sieht deshalb 
in Absatz 2 vor, daß die Erstreckung des im Saar- 
land entstandenen Weiterbenutzungsrechts auf das 
übrige Bundesgebiet zugunsten von Personen mit 
Wohnsitz oder Sitz im Saarland nur eintritt, wenn 
die Erfindung bereits am 1. Juni 1958, dem Zeit- 
punkt des Bekanntwerdens des Entwurfs, im Saar- 
land rechtmäßig, d. h. ohne Verletzimg älterer 
Rechte, in Benutzung genommen worden ist oder in 
diesem Zeitpunkt die für die Aufnahme der Benut- 
zung erforderlichen Veranstaltungen bereits getrof- 
fen waren. 

Mit der vorgeschlagenen Erstreckung der im Saar- 
land entstandenen Weiterbenutzungsrechte von 
dort ansässigen Personen auf das übrige Bundes- 
gebiet ist naturgemäß eine Einschränkung der Aus- 
schlußwirkung der hier vorhandenen Schutzrechte 
verbunden. Diese Einschränkung kann im einzelnen 
Fall soweit führen, daß sie bei Abwägung der In- 
teressen der Beteiligten für den Inhaber des Schutz- 
rechts nicht mehr zumutbar wäre. Hierbei ist ins- 
besondere an die Fälle zu denken, in denen der 
Schutzrechtsinhaber Lizenzen vergeben hat mit der 
Maßgabe, daß die Grundlage des Lizenzvertrages 
entfällt, wenn ein Dritter die Erfindung zu günsti- 
geren Bedingungen als der Lizenznehmer benutzen 
kann. Daß diese Fälle Berücksichtigung finden müs- 
sen, ist in eingehenden Erörterungen auch von den 
Vertretern der saarländischen Wirtschaft anerkannt 
worden. § 9 Abs. 2 sieht deshalb vor, daß der In- 
haber des im übrigen Bundesgebiet bestehenden 
Schutzrechts, an dem Personen mit Wohnsitz oder 
Sitz im Saarland unter den Voraussetzungen des 
Absatzes 1 ein grundsätzlich uneingeschränktes 
Weiterbenutzungsrecht haben, beim Patentamt die 
Festsetzung angemessener Bedingungen beantragen 
kann, wenn die uneingeschränkte Weiterbenutzung 
zu einer nach objektiven Maßstäben für ihn unzu- 
mutbaren Beeinträchtigung führen würde. Die 
gleiche Befugnis soll mit Rücksicht auf die dingliche 
Wirkung einer ausschließlichen Lizenz auch 
deren Inhabern zustehen. Für die Frage, ob eine 
auf das Weiterbenutzungsrecht zurückzuführende 
Beeinträchtigung für den Schutzrechtsinhaber oder 
Lizenznehmer noch zumutbar oder nicht mehr zu- 
mutbar ist, wird immer auch der Leitgedanke des 
Entwurfs zu berücksichtigen sein, der saarländischen 
Wirtschaft die möglichst reibungslose Rückkehr auf 
den deutschen Markt zu ermöglichen. 

In den Absätzen 3 und 4 des § 9 ist das Verfahren 
für die Festsetzung angemessener Bedingungen 


durch das Patentamt geregelt. Die Regelung ist an 
die Bestimmungen angelehnt, die im Patentgesetz 
für das Nichtigkeitsverf ähren vorgesehen sind. Da 
im einzelnen Fall auch eine alsbaldige Entscheidung 
notwendig sein kann, sieht Absatz 4 auch die Mög- 
lichkeit des Erlasses einer einstweiligen Verfügung 
vor. 

Die Erstreckung des uneingeschränkten und nur im 
einzelnen Fall mit der Möglichkeit der Festsetzung 
angemessener Bedingungen durch das Patentamt be- 
lasteten Weiterbenutzungsrechts vom Saarland auf 
das übrige Bundesgebiet zugunsten im Saarland an- 
sässiger Personen ist, wie bereits ausgeführt, in Ab- 
satz 2 des § 9 davon abhängig gemacht, daß die 
Benutzungshandlung bereits vor dem 1. Juni 1958 
vorgenommen wurde. Es wird jedoch auch Vorkom- 
men, daß Personen mit Wohnsitz oder Sitz im Saar- 
land eine nur im übrigen Bundesgebiet geschützte 
Erfindung erst nach dem 1. Juni 1958 rechtmäßig in 
Benutzung genommen haben. Da dies zu einer Zeit 
geschah, als die im Entwurf vorgesehene Regelung 
bereits bekannt geworden war, kann diesen Per- 
sonen für das übrige Bundesgebiet nicht ein unein- 
geschränktes Weiterbenutzungsrecht, sondern nur 
ein Weiterbenutzungsrecht zu angemessenen Be- 
dingungen eingeräumt werden. Dies ist in § 9 
Abs. 5 vorgesehen mit der Maßgabe, daß auch hier 
das Patentamt auf Antrag angemessene Bedingun- 
gen festzusetzen hat, wenn eine gütliche Einigung 
zwischen den Beteiligten nicht zustande kommt. Die 
in Absatz 5 vorgesehene Erstreckung des im Saar- 
land entstandenen Weiterbenutzungsrechts auf das 
übrige Bundesgebiet soll aber nach der Regelung 
des Entwurfs nur dann eintreten, wenn die Erfin- 
dung im Saarland tatsächlich benutzt worden ist. 
Veranstaltungen zur Aufnahme der Benutzung sol- 
len dagegen nicht genügen, da dies eine Ausnutzung 
der vorgesehenen Regelung ermöglichen würde, die 
durch den Zweck des Entwurfs nicht gerechtfertigt 
wäre. 

In Absatz 6 des § 9 sind die Fälle geregelt, in denen 
eine Erfindung von einer Person mit Wohnsitz 
oder Sitz im Saarland dort bereits benutzt worden 
ist, als das im übrigen Bundesgebiet bestehende 
Schutzrecht noch nicht angemeldet war. In diesen 
Fällen erscheint es gerechtfertigt, dem Vorbenutzer 
nicht nur für den Bereich des Saarlandes, sondern 
für das gesamte Bundesgebiet ein uneingeschränk- 
tes Weiterbenutzungsrecht zu gewähren. Für diesen 
Fall will der Entwurf den im Saarland ansässigen 
Vorbenutzer ebenso stellen, wie wenn er die Er- 
findung zu demselben Zeitpunkt im übrigen Bundes- 
gebiet in Benutzung genommen hätte. 

In Absatz 7 des § 9 ist die entsprechende Anwen- 
dung sämtlicher Bestimmungen über das Weiter- 
benutzungsrecht auch für die Fälle vorgesehen, in 
denen der Gegenstand eines im übrigen Bundes- 
gebiet bestehenden Geschmacksmusters im Saarland 
rechtmäßig in Benutzung genommen worden ist 
oder die hierzu erforderlichen Veranstaltungen ge- 
troffen worden sind. Die entsprechende Anwendung 
der Bestimmungen über das Weiterbenutzungsrecht 
auf die Benutzer von Geschmacksmustern erscheint 
aus denselben Gründen gerechtfertigt, aus denen 
den Benutzern von Erfindungen ein Weiter- 
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benutzungsrecht eingeräumt werden soll. Da das 
Geschmacksmustergesetz nur die Nachbildung eines 
geschützten Geschmacksmusters verbietet, nicht 
aber die unabhängig von diesem Vorbild geschaf- 
fene Gestaltung des gleichen Musters, hat die Be- 
stimmung insoweit nur Bedeutung für solche Muster 
oder Modelle, die den auf das Saarland erstreckten 
Geschmacksmustern nachgebildet sind. Da diese 
Nachbildung bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes 
mangels entgegenstehender Rechte im Saarland 
rechtmäßig waren, handelt es sich auch hier um 
einen schutzwürdigen Besitzstand, der im Saarland 
erhalten werden muß und dessen Erstreckung auf 
das übrige Bundesgebiet sich aus denselben Grün- 
den rechtfertigt, die für die Erstreckung der Weiter- 
benutzungsrechte gegenüber Patenten und Ge- 
brauchsmustern maßgebend sind. 

Insgesamt lassen sich die Bestimmungen des § 9 
wie folgt zusammenfassen: 

a) Für den Bereich des Saarlandes ist ein unein- 
geschränktes Weiterbenutzungsrecht an Erfin- 
dungen und Geschmacksmustern vorgesehen, 
ohne daß es auf den Zeitpunkt der Benutzung 
oder den Wohnsitz oder Sitz des Benutzers an- 
käme. 

b) Für den Bereich des übrigen Bundesgebiets ist 
ist folgende Regelung vorgesehen: 

aa) Ein grundsätzlich uneingeschränktes Weiter- 
benutzungsrecht soll in den Fällen gewährt 
werden, in denen die Benutzungshandlung 
vor dem 1. Juni 1958 vorgenommen wurde 
und der Benutzer seinen Wohnsitz oder Sitz 
im Saarland hat. Nur unter besonderen Um- 
ständen kann die Festsetzung angemessener 
Bedingungen beantragt werden. 

bb) Ein Weiterbenutzungsrecht zu angemessenen 
Bedingungen wird gewährt, wenn die Be- 
nutzungshandlung in der Zeit zwischen dem 
1. Juni 1958 und dem Inkrafttreten des Ent- 
wurfs vorgenommen wurde und der Be- 
nutzer seinen Wohnsitz oder Sitz im Saar- 
land hat. Veranstaltungen zur Benutzung 
der Erfindung oder des Musters sollen zur 
Begründung des Weiterbenutzungsrechts 
nicht genügen. 

cc) Ein Weiterbenutzungsrecht ohne jede Ein- 
schränkung wird solchen Benutzern mit 
Wohnsitz oder Sitz im Saarland gewährt, 
die die Benutzungshandlung bereits vor der 
Anmeldung des im übrigen Bundesgebiet 
bestehenden Schutzrechts vorgenommen 
haben. 

Zu § 10: Vorbenutzungsrecht 

Durch diese Vorschrift wird ausdrücklich klarge- 
stellt, daß sich auch ein in der Bundesrepublik be- 
stehendes Vorbenutzungsrecht auf das Saarland 
erstreckt. Durch diese Bestimmung soll erreicht wer- 
den, daß das in der Bundesrepublik uneingeschränkt 
bestehende Vorbenutzungsrecht nach der Erstrek- 
kung des denselben Erfindungsgegenstand betref- 
fenden Patents oder Gebrauchsmusters auch im 
Saarland geltend gemacht werden kann. Es wäre 


nicht gerechtfertigt, einem erstreckten Patent oder 
Gebrauchsmuster lim Saarland eine stärkere Wir- 
kung zu geben als im übrigen Bundesgebiet und den 
Vorbenutzer anders zu behandeln als den Inhaber 
des erstreckten Patents oder Gebrauchsmusters. 

Zu § 11: Offenkundige Vorbenutzung 

§ 11 stellt klar, daß sowohl im Erteilungsverfahren 
vor dem Deutschen Patentamt als auch im patent- 
amtlichen Ni chtigk ei ts verfahren und im Verlet- 
zungsprozeß offenkundige Vorbenutzungen im Saar- 
land auch dann als neuheitsschädlich anzusehen 
sind, wenn die Benutzungshandlungen vor dem Ab- 
lauf der wirtschaftlichen Übergangszeit im Saarland 
vorgenommen wurden. § 11 hat nicht nur für die 
nach dem Ende der Übergangszeit beim Deutschen 
Patentamt angemeldeten Patente und Gebrauchs- 
muster Bedeutung, sondern gilt auch für die bereits 
vor dem Ende der Übergangszeit angemeldeten, 
erteilten oder eingetragenen Rechte. Auch diesen 
Rechten steht eine offenkundige Vorbenutzung im 
Saarland als neuheitsschädlich entgegen. 

Die Klarstellung des § 11 geht auf einen mehrfach 
geäußerten Wunsch der saarländischen Industrie 
zurück. Sie erscheint zweckmäßig, weil in den Jah- 
ren nach dem Kriege im deutschen Schrifttum teil- 
weise die Auffassung vertreten worden ist, daß das 
Saarland nicht als Inland im Sinne der Vorschriften 
des Patentgesetzes und des Gebrauchsmustergeset- 
zes anzusehen sei. 

Zu § 12: Zuständigkeit 

Diese Vorschrift sieht die Erstreckung der Zustän- 
digkeit des Deutschen Patentamts auf das Saarland 
vor. An sich könnte davon ausgegangen werden, 
daß es einer derartigen ausdrücklichen Vorschrift 
nach Erstreckung des deutschen Patentgesetzes, in 
dem die Zuständigkeit des Patentamts geregelt ist, 
nicht bedarf. Die Vorschrift erscheint aber aus Grün- 
den der Klarstellung zweckmäßig, zumal Artikel 29 
des Saarvertrages ebenfalls ausdrücklich die Be- 
fugnisse des französischen Patentamts auf das Saar- 
land ausgedehnt hat. 


DRITTER ABSCHNITT 

Erstreckung auf das übrige Bundesgebiet 

Zu § 13: Erstreckung der Schutzrechte 

Nach § 13 werden die am Ende der Übergangszeit 
im Saarland bestehenden gewerblichen Schutzrechte 
von Personen mit Wohnsitz oder Sitz im Saarland 
kraft Gesetzes auf das übrige Bundesgebiet er- 
streckt, sofern ihnen ein Zeitrang vor dem 1. Juni 
1958 zukommt. 

Die Beschränkung dieser Erstreckung auf die 
Schutzrechte von im Saarland ansässigen Personen 
erscheint geboten, da für die Erstreckung der am 
Ende der Übergangszeit im Saarland bestehenden 
Schutzrechte ausländischer Inhaber keine Veranlas- 
sung besteht. Die Bundesrepublik hat sich in Ar- 
tikel 66 des Saarvertrages nur zur Aufrechterhal- 
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tung der am Ende der Übergangszeit im Saarland 
bestehenden Schutzrechte für den Bereich des Saar- 
landes verpflichtet. Die Erstreckung der Schutz- 
rechte saarländischer Inhaber auf das übrige Bun- 
desgebiet stellt eine rein innnerdeutsche Maßnahme 
zugunsten der im Saarland ansässigen natürlichen 
und juristischen Personen dar. 

Ebenso wie § 9 eine Erstreckung der im Saarland 
entstandenen Weiterbenutzungsrechte auf das 
übrige Bundesgebiet nur dann vorsieht, wenn die 
Benutzungshandlung vor dem 1. Juni 1958, dem 
Zeitpunkt des Bekanntwerdens des Entwurfs, vor- 
genommen wurde, sieht auch § 13 nur eine Erstrek- 
kung solcher Schutzrechte vor, die einen Zeitrang 
vor dem 1. Juni 1958 haben. Auch durch diese Ein- 
schränkung soll eine Ausnutzung der vorgesehenen 
Erstreckung verhindert werden, die mit den vom 
Entwurf verfolgten Zielen nicht vereinbar wäre. 

Die in § 13 vorgesehene Erstreckung der Schutz- 
rechte auf das übrige Bundesgebiet erfolgt ebenso 
wie die in § 6 vorgesehene Erstreckung der im 
übrigen Bundesgebiet bestehenden Schutzrechte auf 
das Saarland unter dem Vorbehalt der in den Kolli- 
sionsnormen getroffenen besonderen Regelung. Im 
übrigen stellt Absatz 2 des § 13 ausdrücklich klar, 
daß die Erstreckung nicht eintritt, wenn nicht die 
Aufrechterhaltung des Schutzrechts für den Bereich 
des Saarlandes fristgerecht beantragt wird. 

Absatz 3 des § 13 schließt die Erstreckung auf das 
übrige Bundesgebiet für eine Reihe von Schutz- 
rechten aus: 

In Absatz 3 Nr. 1 handelt es sich um diejenigen 
Schutzrechte, die auf Grund der französischen Ge- 
setzgebung gegen das deutsche Vermögen enteig- 
net und nach der Enteignung auf Personen mit 
Wohnsitz oder Sitz im Saarland übertragen wor- 
den sind. Es erscheint nicht vertretbar, diese den 
deutschen Schutzrechtsinhabern enteigneten Schutz- 
rechte, die von Personen mit Wohnsitz oder Sitz 
im Saarland erworben worden sind, auf das übrige 
Bundesgebiet zu erstrecken mit der Folge, daß diese 
Schutzrechte von den enteigneten Schutzrechts- 
inhabern nunmehr nicht nur in Frankreich und im 
Saarland, sondern auch im übrigen Bundesgebiet 
geduldet werden müssen. Die Übernahme der Ver- 
pflichtung zur Aufrechterhaltung dieser Schutz- 
rechte im Saarland ließ sich bei den deutsch-fran- 
zösischen Verhandlungen über den Saarvertrag 
nicht vermeiden, da von französischer Seite geltend 
gemacht wurde, daß auch diese Rechte von ihren 
derzeitigen Inhabern nach französischem Recht 
rechtmäßig erworben worden seien. Eine Erstrek- 
kung dieser Rechte auf das übrige Bundesgebiet 
würde jedoch zu einer Ausdehnung der Wirkung 
der französischen Enteignungsmaßnahmen auf das 
übrige Bundesgebiet führen, die nicht in Kauf ge- 
nommen werden kann. 

In Absatz 3 Nr. 2 des § 13 sind von der Erstreckung 
auf das übrige Bundesgebiet ferner diejenigen 
Warenzeichen ausgeschlossen, die zugunsten von 
im Saarland ansässigen Personen auf Grund inter- 
nationaler Registrierung geschützt sind. Hierbei 
handelt es sich um die voraussichtlich selten vor- 


kommenden Fälle, daß Saarländer auf Grund einer 
außerhalb des Saarlandes und Frankreichs be- 
stehenden Warenzeicheneintragung eine internatio- 
nale Registrierung des Zeichens beim Internatio- 
nalen Büro zum Schutze des gewerblichen Eigen- 
tums in Bern durchgeführt haben. In diesen Fällen 
ist das Warenzeichen schon auf Grund der inter- 
nationalen Registrierung im Bundesgebiet ge- 
schützt, sofern ihm für den Bereich der Bundesrepu- 
blik nicht der Schutz versagt oder entzogen worden 
ist, und wird zusammen mit dem durch die inter- 
nationale Registrierung in der Bundesrepublik er- 
worbenen Schutz auf das Saarland erstreckt. Aus 
diesem Grunde ist eine Erstreckung des im Saar- 
land auf Grund der internationalen Registrierung 
bestehenden Schutzes auf das übrige Bundesgebiet 
nicht erforderlich. 

Schließlich sind nach § 13 Abs. 3 Nr. 3 auch dieje- 
nigen Warenzeichen von der Erstreckung ausge- 
schlossen, die nur durch Benutzung entstanden und 
bei Inkrafttreten dieses Gesetzes nicht hinterlegt 
sind. Diese Warenzeichen werden nach § 1 Abs. 6 
aufrechterhalten, ohne daß es der Einreichung eines 
Aufrechterhaltungsantrages bedarf. Ihre Erstreckung 
auf das übrige Bundesgebiet erscheint jedoch, wie 
auch von den Vertretem der saarländischen Wirt- 
schaft erklärt worden ist, nicht erforderlich, da 
davon aus ge gangen werden kann, daß alle wich- 
tigen durch Benutzung entstandenen Warenzeichen 
auch hinterlegt sind und aus diesem Grunde auf 
das übrige Bundesgebiet erstreckt werden. 

In § 13 Abs. 4 ist eine Regelung für die nach § 13 
Abs. 1 vom Saarland auf das übrige Bundesigebiet 
erstreckten Nahrungsmittel- und Stoffpatente vor- 
gesehen. Diese Rechte sind, soweit es sich um den 
Bereich des Saarlandes handelt, bereits nach Arti- 
kel 66 Abs. 1 Buchstabe a Satz 2 des Saarvertrages 
einer Sonderregelung unterworfen, nach der die 
Wirkung dieser Rechte sich nicht auf Erzeiugnisse 
erstreckt, die nach Verfahren hergestellt werden, 
die Gegenstand von in der Bundesrepublik beste- 
henden, auf das Saarland erstreckten Patenten oder 
Patentanmeldungen siind. Da nach deutschem Recht 
Nahrungs- oder Genußmittel und Stofferfindungen 
nicht patentiert werden können, hätte die uneinge- 
schränkte Aufrechterhaltung der französischen Nah- 
rungsmittel- und Stoffpatente zu einer Beeinträch- 
tigung derjenigen auf das Saarland erstreckten 
deutschen Patente und Patentanmeldungen geführt, 
die ein Verfahren zur Herstellung entsp re ehender 
Nahrungs- oder Genußmittel oder Stoffe zum Gegen- 
stand haben. An die in Artikel 66 Abs. 1 Buch- 
stabe a Satz 2 des Saarvertrages getroffene Rege- 
lung ist die Bundes repuiblik für den Bereich des 
Saarlandes gebunden. Deshalb wird diese Regelung 
!in § 21 Abs. 4 des Entwurfs ausdrücklich übernom- 
men. Für die Erstreckung der Nahrungsmittel- und 
Stoffpatente von Personen mit Wohnsitz oder Sitz 
im Saarland auf das übrige Bundesgebiet erscheint 
jedoch eine weitere Einschränkung mit Rücksicht 
darauf erforderlich, daß das deutsche Patentgesetz 
eine Patentierung von Nahrungsmittel- und Stoff- 
erfindungen nicht Ziuläßt. Um zu verhindern, daß 
deutsche Hersteller von Nahrungs- oder Genußmit- 
1 teln oder chemischen Stoffen infolge der Erstreckung 
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durch Patente für Erfindungen beiinträchtigt werden, I 
die sie sich selbst nach den Vorschriften des deut- 
schen Patentgesetzes nicht schützen lassen können, 
erscheint es erforderlich, die erstreckten Nahrungs- 
mittel imd Stoffpatente für das Gebiet, auf das sie 
erstreckt werden, in ihrer Wirkung auf den Schutz 
zu beschränken, der auch den deutschen Herstellern 
von Nahrungs- oder Genußmitteln oder chemischen 
Stoffen zugänglich ist. Andernfalls würden die 
deutschen Hersteller derartiger Erzeugnisse Beein- 
trächtigungen ausgesetzt sein, denen durch eigene 
Patente vorzubeugen sie nicht in der Lage wären. 
Aus diesem Grunde sieht § 13 Abs. 4 eine Erstrek- 
kung der Nahrungsmittel- und Stoffpatente auf das 
übrige Bundesgebiet nur insoweit vor, als sich diese 
Patente auch auf Herstellungsverfahren beziehen. 
Herstellungsverfahren sind auch nach deutschem 
Recht dem Patentschutz zugänglich. 

Zu § 14; Erstreckung der Patentanmeldungen 

Diese Vorschrift regelt die Erstreckung der am Ende 
der Übergangszeit im Saarland bestehenden Patent- 
anmeldungen von Personen mit Wohnsitz oder Sitz 
im Saarland auf das übrige Bundesgebiet, soweit 
ihnen ein Zeitrang vor dem 1. Juni 1958 zukommt, 
sowie die Erstreckung der Patente, die nach dem 
Ende der Übergangszeit auf vor dem 1. Juni 1958 
von im Saarland ansässigen Personen eingereichte 
Anmeldungen vom französischen Patentamt erteilt 
werden. Voraussetzung ist wiederum, daß für die 
Anmeldungen oder die auf sie erteilten Patente 
fristgerecht ein Aufrechterhaltungsantrag gestellt 
wird. Im übrigen ist § 14 an die in § 13 vorgesehene 
Regelung angelehnt. 

Zu § 15: Nachanmeldung von Schutzrechten beim 
Deutschen Patentamt 

Da die §§ 13 und 14 nur eine Erstreckung derjenigen 
am Ende der Übergangszeit im Saarland bestehen- 
den Schutzrechte und Schutzrechtsanmeldungen vor- 
sehen, denen ein Zeitraum vor dem 1. Juni 1958 zu- 
kommt, ist es erforderlich, ©ine besondere Regelung 
auch für diejenigen am Ende der Übergangszeit im 
Saarland bestehenden Schutzrechte und Schutzrechts- 
anmeldungen von Personen mit Wohnsitz oder Sitz 
im Saarland zu treffen, die einen Zeitrang zwischen 
dem 1. Juni 1958 und dem Inkrafttreten des Ent- 
wurfs haben. Aus diesem Grund sieht § 15 für 
diese Schutzrechte und Schutzrech tsanmelduncren 
noch bis zum Ablauf von sechs Monaten nach dem 
Inkrafttreten des Entwurfs die Möglichkeit der Nach- 
anmeldung beim Deutschen Patentamt unter Inan- 
spruchnahme ihres bisherigen Zeitrangs vor. Der 
Gegenstand dieser Rechte kann also nach den allge- 
meinen deutschen Vorschriften noch bis zum Ablauf 
der genannten Frist beim Deutschen Patentamt an- 
gemeldet werden mit der Vergünstigung, daß der 
bisherige Zeitrang dieser Rechte auch dann in An- 
spruch genommen werden kann, wenn die Prioritäts- 
fristen der Pariser Verbandsübereinkunft zum 
Schutze des gewerblichen Eigentums ab gelaufen 
sind. Um klarzustellen, daß die in § 15 vorgesehene 
Regelung nicht zu einer Verkürzung der allgemeiin- 
nen Prioritätsfristen führen soll, ist in § 15 Abs. 1 


I Satz 2 ausdrücklich bestimmt, daß weitergehende 
Prioritätsansprüche unberührt bleiben. 

Die in § 15 Abs. 1 ermöglichten Nachanmeldungen 
sollen so behandelt werden, als wenn sie rechtzeitig 
vor Ablauf der allgemeinen Prioritätsfristen einge- 
reicht worden wären. Insbesondere sollen ihnen 
Tatsachen aus dem verlängerten Priori täts Intervall 
nicht entgegengehalten werden können. Dies wird 
in § 15 Abs. 2 des Entwurfs ausdrücklich klarge- 
stellt. 

§ 15 Abs. 4 des Entwurfs trifft eine besondere 
Regelung für die Fälle, in denen der Gegenstand 
eines am Ende der Übergangszeit im Saarland be- 
stehenden Schutzrechts mit Zeitrang nach dem 
1. Juni 1958 bereits vor dem Inkrafttreten des Ent- 
wurfs beim Deutschen Patentamt angemeldet wor- 
den ist. Um zu vermeiden, daß in diesen Fällen die 
Erfindung nur zur Inanspruchnahme der Vergünsti- 
gungen des Absatzes 1 nochmals beim Deutschen 
Patentamt angemeldet werden muß, bestimmt Ab- 
satz 4, daß auch für diese Anmeldungen noch nach- 
träglich der ursprüngliche Zeitrang des im Saar- 
land bestehenden Schutzrechts in Anspruch genom- 
men werden kann. 

Zu § 16; Beendigung des Schutzes 

§ 16 sieht eine den Bestimmungen des § 4 ent- 
sprechende Regelung für den Fall der Erstreckung 
der Schutzrechte von Personen mit Wohnsitz oder 
Sitz im Saarland auf das übrige Bundesgebiet vor. 
Er läßt jedoch abweichend von § 4 eine Verlänge- 
rung der' auf das übrige Bundesgebiet erstreckten 
Warenzeichen nach deutschem Recht zu mit der 
Folge, daß die weiteren Schutzperioden jeweils 
zehn Jahre betragen. Die Verlängerung soll für 
das gesamte Bundesgebiet einschließlich des Saar- 
landes Wirkung haben. Damit wird den im Saar- 
land ansässigen Warenzeicheninhabern die Erhal- 
tung ihrer Rechte über den Ablauf der am Ende 
der Übergangszeit laufenden Schutzdauer hinaus 
ermöglicht. 

Bei der in § 16 vorgesehenen Verlängerung der 
Schutzdauer der erstreckten Warenzeichen soll eine 
patentamtliche Prüfung dieser Zeichen auf absolute 
oder relative Eintragungshindernisse nicht stattfin- 
den. Dies erscheint im Interesse der Sicherung der 
Warenzeichenrechte von Personen mit Wohnsitz 
oder Sitz im Saarland geboten. Diese Warenzeichen 
unterliegen jedoch auf eine Löschungsklage nach 
§ 27 des Entwurfs hin der Prüfung auf Eintragungs- 
hindernisse, wobei hinsichtlich absoluter Eintra- 
gungshindernisse französisches Recht maßgebend 
ist. 

Die in § 16 Abs. 2 getroffene Regelung soll den 
Fällen Rechnung tragen, in denen die Schutzdauer 
eines Warenzeichens bereits innerhalb der für die 
Aufrechterhaltung des Warenzeichens vorgesehenen 
Sechsmonatsfriist abläuft. In diesen Fällen erscheint 
es mit Rücksicht auf die besonderen Verhältnisse, 
die unmittelbar nach dem Ende der Übergangszeit 
für die saarländische Bevölkerung eintreten wer- 
den, nicht zumutbar, von dem Zeicheninhaber zu 
verlangen, daß er bis zum Ablauf der Schutzdauer 
des Warenzeichens die für die Verlängerung erfor- 
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derlichen Handlungen vornimmt. § 16 Abs. 2 räumt 
dem Zeicheninhaber daher für diese Fälle eine Frist 
bis zum Ablauf von sechs Monaten nach dem In- 
krafttreten des Entwurfs ein, innerhalb deren er 
die für die Verlängerung erforderlichen Handlun- 
gen vornehmen kann. 


Zu § 17: Anzuwendendes Recht 

§ 17 stellt klar, daß auch auf die nach den §§ 13 
und 14 vom Saarland auf das übrige Bundesgebiet 
erstreckten gewerblichen Schutzrechte und Schutz- 
rechtsanmeldungen französisches Recht anzuwenden 
ist, soweit es sich um die Schutzfähigkeit und die 
Schutzdauer dieser Rechte handelt, und daß die 
Vorschriften des deutschen Patentgesetzes und des 
deutschen Warenzeichengesetzes, soweit sie das 
Nichtigkeitsverfahren und das Löschungsverfahren 
regeln, auf die erstreckten Schutzrechte nur inso- 
weit anzuwenden sind, als dies in § 5 vorgesehen 
ist. Durch § 17 wird also eine dem § 5 entspre- 
chende Regelung für den Fall der Erstreckung der 
saarländischen Schutzrechte auf das übrige Bundes- 
gebiet getroffen. 


Zu § 18: Lizenzverträge 

Während in § 8 grundsätzlich eine Erstreckung der 
deutschen Lizenzverträge auf das Saarland vorge- 
sehen ist, läßt § 18 die im Saarland bestehenden 
Lizenzverträge von der Erstreckung der ihnen zu- 
grunde liegenden Schutzrechte auf das übrige Bun- 
desgebiet unberührt, soweit sich nicht aus den 
Lizenzverträgen etwas anderes ergibt. Dies er- 
scheint geboten, da die Lizenzverträge über im 
Saarland bestehende gewerbliche Schutzrechte vor 
dem Ablauf der wirtschaftlichen Übergangszeit in 
aller Regel für das einheitliche französische Zoll- 
und Währungsgebiet abgeschlossen worden sind 
und nicht davon ausgegangen werden kann, daß 
diese Verträge nach dem Willen der Vertragspart- 
ner für den Fall der Eingliederung des Saarlandes 
in die Bundesrepublik auch dort gelten sollten. 


Zu § 19: Weiterbenutzungsrecht 

Diese Vorschrift trifft in Anlehnung an § 9 Vor- 
sorge für den Fall, daß eine Erfindung oder ein 
Geschmacksmuster, die Gegenstand eines vom Saar- 
land auf das übrige Bundesgebiet erstreckten 
Schutzrechts sind, im übrigen Bundesgebiet von 
einem Dritten bereits in Benutzung genommen wor- 
den ist. In diesem Fall soll der Benutzer die Erfin- 
dung oder das Muster unter denselben Vorausset- 
zungen und in demselben Umfang weiterbenutzen 
dürfen, in denen nach § 9 Personen, die eine Be- 
nutzungshandlung im Saarland vorgenommen ha- 
ben, ein Weiterbenutzungsrecht eingeräumt wor- 
den ist. Eine Abweichung gegenüber der in § 9 
getroffenen Regelung sieht § 19 nur insofern vor, 
als das im übrigen Bundesgebiet entstandene Wei- 
terbenutzungsrecht für den Bereich des Saarlandes 
auch solchen Personen eingeräumt werden soll, die 
im übrigen Bundesgebiet keinen Wohnsitz oder 
Sitz haben. Diese Abweichung ist im Interesse der 


Wiederherstellung der Rechts- und Wirtschaftsein- 
heit im Verhältnis zwischen dem Saarland und dem 
übrigen Bundesgebiet vorgesehen. 

Ein Sonderfall des Weiterbenutzungsrechts ist in 
§ 19 Abs. 4 geregelt. Hierbei handelt es sich um die 
Fälle, in denen ein Warenzeichen vom Saarland auf 
das übrige Bimdesgebiet erstreckt wird, das nach 
den Vorschriften des deutschen Warenzeichengeset- 
zes nicht schutzfähig ist und deshalb im übrigen 
Bundesgebiet bisher von jedermann uneingeschränkt 
benutzt werden konnte. Dieses Warenzeichen wird 
möglicherweise nach der im Entwurf vorgesehenen 
Regelimg im übrigen Bundesgebiet Schutz genießen, 
weil nach den §§ 5 und 17 französisches Recht anzu- 
wenden ist, soweit es sich um die Voraussetzungen 
der Schutzfähigkeit des Warenzeichens handelt. Dies 
darf aber nicht dazu führen, daß infolge der Erstrek- 
kung des nach deutschem Recht an sich nicht schutz- 
fähigen Warenzeichens nunmehr diejenigen Perso- 
nen, die die nichtschutzfähige Bezeichnung im 
übrigen Bundesgebiet zulässigerweise in Benutzung 
genommen haben, diese Benutzung nicht mehr fort- 
setzen dürfen. § 19 Abs. 4 sieht deshalb insoweit 
ein uneingeschränktes Weiterbenutzungsrecht vor 
mit der einzigen Ausnahme für den Fall, daß sicn 
das auf den übrigen Geltungsbereich dieses Geset- 
zes erstreckte Warenzeichen dort bereits als Kenn- 
zeichen der Waren seines Inhabers im Verkehr 
durchgesetzt hat. Der Ausschluß des Weiterbenut- 
zungsrechts in diesem Falle wird vorgeschlagen, 
weil auch nach § 4 Abs. 3 des deutschen Waren- 
zeichengesetzes Ausschlußrechte an grundsätzlich 
nichtschutzfähigen Bezeichnungen durch Verkehrs- 
durchsetzung erworben werden können, denen ge- 
genüber Rechte aus der Vorbenutzung dieser Be- 
zeichnungen nicht anerkannt werden. 

Zu § 20: Vorbenutzungsrecht 

Durch diese Vorschrift werden die im Saarland be- 
stehenden Vorbenutzungsrechte an Patenten, die auf 
das übrige Bundesgebiet erstreckt werden, eben- 
falls auf dieses Gebiet ausgedehnt. Insoweit ent- 
spricht § 20 der in § 10 für den Fall der Erstreckung 
eines in der Bundesrepublik bestehenden Vorbenut- 
zungsrechts auf das Saarland getroffenen Regelung. 

VIERTER ABSCHNITT 

übereinstimmende Rechte 

Zu § 21: Patente, Patentanmeldungen, Gebrauchs- 
muster und Geschmacksmuster 

Diese Vorschrift trifft Bestimmungen für die Fälle 
der infolge der Erstreckung eintretenden Kollision 
von Patenten, Patentanmeldungen, Gebrauchs- 
mustern und Geschmacksmustern. 

§ 21 Abs. 1 regelt die Fälle, in denen die vor dem 
Inkrafttreten des Saarvertrages, d. h. vor dem 1. Ja- 
nuar 1957, im Saarland oder im übrigen Bundesge- 
biet angemeldeten Patente, Patentanmeldungen, Ge- 
brauchsmuster und Geschmacksmuster infolge der 
Erstreckung mit übereinstimmenden Rechten Zusam- 
mentreffen. Für diese Fälle sieht, soweit es sich um 
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den Bereich des Saarlandes handelt, schon Arti- 
kel 66 Abs. 1 Buchstabe a des Saarvertrages ein 
uneingeschränktes Nebeneinanderbestehen (Koexi- 
stenz) der kollidierenden Rechte vor, ohne daß es 
auf deren Zeitrang ankäme. Die gleiche Regelung 
wird durch § 21 Abs. 1 nunmehr auch für die infolge 
der Erstreckung eintretenden Kollisionsfälle im üb- 
rigen Bundesgebiet vorgeschlagen. Maßgebend hier- 
für ist die Erwägung, daß nur auf diese Weise auch 
im Kollisiionsfall den saarländischen Schutzrechts- 
inhabern die Möglichkeit der wirtschaftlichen Be- 
tätigung auch im übrigen Bundesgebiet gegeben 
werden kann. Die Regelung hat die Wirkung, daß 
die Inhaber der kollidierenden Rechte nicht gegen- 
einander, wohl aber jeder für sich gegen dritte Ver- 
letzer Vorgehen können. Das gleiche gilt infolge- 
dessen auch für die Inhaber von Lizenzen an diesen 
Schutzrechten. 

Für Geschmacksmuster hat § 21 nur geringe prak- 
tische Bedeutung. Übereinstimmende Geschmacks- 
muster, die unabhängig voneinander geschaffen 
worden sind und Infolge der Erstreckung Zusam- 
mentreffen, können ohnehin nicht gegeneiinander 
geltend gemacht werden (vgl. Begründung zu § 9 
Abs. 7). Soweit aber ein angemeldetes Geschmacks- 
muster einem anderen Muster nachgebildet worden 
ist, wird es in der Regel nicht geschützt sein, weil 
die gesetzlichen Voraussetzungen der Neuheit und 
Eigentümlichkeit nicht gegeben sind. Dann kommt 
§21 nicht zur Anwendung, weil § 13 des Entwurfs 
nur die Erstreckung von „bestehenden", d. h. rechts- 
gültigen Rechten vorsieht und die Regelung des § 21 
infolgedessen das Zusammentreffen rechtsgültiger | 
Rechte voraussetzt. Es sind jedoch Fälle denkbar, in 
denen ein nachgebildetes Geschmacksmuster im 
Saarland nach französischem Recht trotz der Nach- 
bildung geschützt ist. Es erscheint gerechtfertigt und 
entspricht der im Entwurf für die anderen Schutz- 
rechte getroffenen Regelung, dem Inhaber dieses 
Geschmacksmusters sein Recht zu erhalten und ihn 
dagegen zu schützen, daß der Inhaber des anderen 
Musters gegen ihn nach § 5 des Geschmacksmuster- 
gesetzes gerichtlich vorgeht. 

Der Grundsatz der Koexistenz gilt nur für die Fälle, I 
in denen übereinstimmende Rechte „infolge der | 
Erstreckung" Zusammentreffen. Dagegen gilt die 
Kolliisionsregelung des § 21 Abs. 1 dann nicht, wenn 
zwei Schutz rechte von Personen mit Wohnsitz oder 
Sitz im Saarland oder zwei Schutzr echte deutscher ! 
Inhaber unabhänhig von der Erstreckung schon in ! 
ihrem bisherigen Geltungsbereich Zusammentreffen. ; 

§21 Abs. 1 sieht eine Koexistenz der kollidieren- ' 
den Rechte vor, „soweit" diese Rechte übereinstim- 
men. Der Grundsatz der Koexistenz soll also nicht 
nur bei völliger, sondern auch bei nur teiilweiser ' 
Übereinstimmung der Rechte gelten. Dagegen findet 
§21 Abs. 1 keine Anwendung auf die Fälle, in 
denen Patente, Patentanmeldungen, Gebrauchsmu- : 
ster oder Geschmacksmuster infolge der Erstreckung 
Zusammentreffen, die nicht übereinstimmen, son- 
dern in dem Sinne voneinander abhängig sind, daß 
das eine Recht nur unter Benutzung des Gegen- , 
Stands des anderen Rechts ausgeübt werden kann. | 
Zunächst ist erwogen worden, auch für diese Fälle I 


der Abhängigkeit die in § 21 Abs. 1 vorgesehene 
Regelung entsprechend anzuwenden. Die Erörterun- 
gen mit den beteiligten Kreisen haben aber erge- 
ben, daß dies zu einem so weitgehenden Eingriff in 
die Rechte des Inhabers desjenigen Schutzrechts 
führen würde, von dem das andere Schutzrecht 
abhängig ist, daß eine entsprechende Anwendung 
der in § 21 Abs. 1 getroffenen Regelung auch auf 
diese Fälle nicht gerechtfertigt erscheint. Diesen 
Erwägungen haben sich auch die Vertreter der saar- 
ländischen Wirtschaft bei den vorbereitenden Erör- 
terungen nicht verschlossen. 

In § 21 Abs. 1 ist, wie bereits ausgeführt, grund- 
sätzlich das uneingeschränkte Nebeneinanderbeste- 
hen der infolge der Erstreckung zuisammentreffen- 
den Rechte vorgesehen. Dieses Nebeneinander- 
bestehen der Rechte kann im einzelnen Fall ebenso 
wie die Einräumung des in den §§ 9 und 19 vor- 
gesehenen Weiterbenutzungsrechts zu einer Beein- 
trächtigung des Inhabers des Schutzrechts oder sei- 
nes Lizenznehmers führen, die bei Abwägung aller 
in Betracht kommenden Gesichtspunkte nicht zumut- 
bar wäre. Deshalb muß auch in § 21 Abs. 1 für den 
Inhaber des Schutzrechts und seinen ausschließ- 
lichen Lizenznehmer die Möglichkeit vorgesehen 
werden, beim Patentamt die Festsetzung angemes- 
sener Bedingungen für die Benutzung des Gegen- 
stands des Schutzrechts in dem Erstreckungsgebiet 
zu beantragen. Diese Möglichkeit der Festsetzung 
angemessener Bedingungen besteht sowohl für die 
Inhaber der im Saarland bestehenden Schutzrechte 
lim Verhältnis zu den Inhabern der auf das Saar- 
land erstreckten Schutzrechte als auch für die Inha- 
ber der im übrigen Bundesgebiet bestehenden 
Schutzrechte im Verhältnis zu den Inhabern der auf 
dieses Gebiet erstreckten Schutzrechte. 

§ 21 Abs. 2 enthält die Kollisionsnormen für die 
Fälle, in denen die auf das Saarland oder auf das 
übrige Bundesgebiet erstreckten Patente, Patent- 
anmeldungen, Gebrauchsmuster oder Geschmacks- 
muster infolge der Erstreckung mit übereinstim- 
menden Rechten Zusammentreffen, die einen Zeit- 
rang nach dem 31. Dezember 1956 haben, d. h. erst 
während der für das Saarland geltenden wirtschaft- 
lichen Übergangszeit angemeldet worden sind. Für 
diese Fälle sieht bereits Artikel 66 Abs. 1 Buch- 
stabe c des Saarvertrages für den Bereich des 
Saarlandes den Vorrang der prioritätsälteren deut- 
schen Rechte vor. § 21 Abs. 2 bestimmt nunmehr 
für den Bereich des gesamten Bundesgebiets den 
Vorrang des jeweils prioritätsälteren Rechts. Wäh- 
rend also § 21 Abs. 1 grundsätzlich eine uneinge- 
schränkte Koexistenz der infolge der Erstreckung 
kollidierenden Rechte ohne Rücksicht auf ihren 
Zeitrang vorsieht, stellt § 21 Abs. 2 für die Fälle 
der Kollision mit nach dem 31. Dezember 1956 
angemeldeten Rechten auf den Vorrang des priori- 
tätsälteren Rechts ab. Durch diese Regelung wer- 
den den Inhabern der vom Saarland auf das übrige 
Bundesgebiet erstreckten Patente, Patentanmeldun- 
gen und Geschmacksmuster Vergünstigungen einge- 
räumt, die über die in Artikel 66 Abs. 1 Buch- 
stabe c des Saarvertrages vorgesehene Regelung 
hinausgehen. Dies erscheint jedoch in Anbetracht 
der anzustrebenden Gleichstellung der Schutzrechts- 
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Inhaber mit Wohnsitz oder Sitz im Saarland mit 
den übrigen deutschen Schutzrechtsinhabern ge- 
rechtfertigt. Für die Frage, welchem Recht in diesen 
Kollisionsfällen die bessere Priorität zukommt, ist 
der bisherige Zeitrang des Rechts maßgebend. Der 
Vorrang des prioritätsälteren Rechts bedeutet, daß 
dieses Recht gegenüber dem jüngeren Recht seine 
volle Ausschlußwirkung behält und der Inhaber 
des älteren Rechts gegen den Inhaber des jüngeren 
Rechts im Klagewege Vorgehen kann. 

Zweck der in § 21 Abs. 2 vorgesehenen Regelung 
ist zu verhindern, daß Dritte während der für das 
Saarland geltenden wirtschaftlichen Übergangszeit 
den Gegenstand von im Saarland oder im übrigen 
Bundesgebiet bestehenden Schutzrechten in dem 
Gebiet, in dem diese Rechte noch nicht gelten, an- 
melden, um sich nach dem Ablauf der Übergangs- 
zeit auf den in § 21 Abs. 1 vorgesehenen Grundsatz 
der Koexistenz berufen zu können. Um jedoch un- 
verschuldete Rechtsnachteile, die sich aus dem in 
§ 21 Abs. 2 vorgesehenen Vorrang des prioritäts- 
älteren Rechts ergeben, auszuschließen, soll nach 
§ 21 Abs. 2 Satz 2 auch in diesen Fällen das in den 
§§ 9 und 19 vorgesehene Weiterbenutzungsrecht be- 
stehen bleiben. Der in § 21 Abs. 2 vorgesehene 
Vorrang des jeweils prioritätsälteren Rechts wird 
also dadurch eingeschränkt, daß der Inhaber des 
prioritätsälteren Rechts die Weiterbenutzung des 
Gegenstands dieses Rechts dulden muß, sofern die 
Benutzung vor dem Inkrafttreten des Entwurfs auf- 
genommen worden ist. Für die Frage, in welchem 
Umfang die Benutzung in diesen Fällen zulässig 
ist, sollen die Bestimmungen der §§ 9 und 19 maß- 
gebend sein. 

§ 21 Abs. 3 enthält Bestimmungen für die Fälle, in 
denen die auf das Saarland erstreckten Patente, 
Patentanmeldungen, Gebrauchsmuster oder Ge- 
schmacksmuster im Saarland mit übereinstimmen- 
den Rechten von Personen ohne Wohnsitz oder Sitz 
im Saarland Zusammentreffen. Diese Rechte werden 
nach §§ 1 und 3 in Ausführung der von der 
Bundesrepublik im Saarvertrag übernommenen 
Verpflichtung zwar im Saarland aufrechterhalten, 
aber nicht auf das übrige Bundesgebiet erstreckt. 
Für diese Kollisionsfälle sieht § 21 Abs. 3 grund- 
sätzlich ebenso wie § 21 Abs. 1 ein uneingeschränk- 
tes Nebeneinanderbestehen der kollidierenden 
Rechte im Saarland vor mit der Wirkung, daß beide 
Rechte nicht gegeneinander, wohl aber gegen jeden 
Dritten geltend gemacht werden können. Nur für 
die Fälle, in denen ein auf das Saarland erstrecktes 
Recht mit einem dort bestehenden übereinstimmen- 
den jüngeren Recht zusammentrifft, das erst wäh- 
rend der für das Saarland geltenden wirtschaft- 
lichen Übergangszeit im Saarland angemeldet wor- 
den ist und nicht auf das übrige Bundesgebiet er- 
streckt v/ird, sieht § 21 Abs. 3 den Vorrang des 
prioritätsälteren deutschen Rechts vor mit der Folge, 
daß der Inhaber des deutschen Rechts gegen den 
Inhaber des jüngeren saarländischen Rechts im 
Klagewege vergehen kann. Kommt dagegen dem 
erst während der Übergangszeit im Saarland er- 
worbenen Recht eines nichtsaarländischen Inhabers 
gegenüber einem auf das Saarland erstreckten Recht 
die ältere Priorität zu, so verbleibt es bei der in 


§ 21 Abs. 3 Satz 1 vorgesehenen Koexistenz beider 
Rechte. Ein Vorrang der während der Übergangs- 
zeit im Saarland erworbenen prioritätsälteren 
Rechte von Personen, die keinen Wohnsitz oder Sitz 
im Saarland haben, gegenüber den auf das Saar- 
land erstreckten jüngeren Rechten erscheint nicht 
gerechtfertigt. Dieser Vorrang würde dazu führen, 
daß trotz der für die Zeit nach dem Ende der Über- 
gangszeit vorgesehenen Erstreckung sämtlicher 
deutschen gewerblichen Schutzrechte auf das Saar- 
land gewisse Schutzrechte von der Erstreckung aus- 
genommen würden und damit trotz des mit dem 
Ende der Übergangszeit entstehenden einheitlichen 
Wirfcschaftsraums für gewisse Fälle eine „Schutz- 
rechtsgrenze" bestehen bleiben würde, deren Inne- 
haltung praktisch undurchführbar ist. Der Entwurf 
bezweckt, vom Zeitpunkt des Ablaufs der wirt- 
schaftlichen Übergangszeit an das Saarland mit dem 
übrigen Bundesgebiet auf dem Gebiet des gewerb- 
lichen Rechtsschutzes wieder zu einem einheitlichen 
Rechtsgebict zusammenzuschließen. Mit dieser 
Grundkonzeption wäre ein Vorrang der nur 
im Saarland aufrechterhaltenen prioritätsälteren 
Rechte von Personen, die im Saarland keinen 
Wohnsitz oder Sitz haben, nicht vereinbar. Soweit 
allerdings den Inhabern dieser Rechte auf Grund 
einer Benutzung des Gegenstands der erstreckten 
Schutzrechte nach den Bestimmungen des § 9 ein 
Weiterbenutzungsrecht zusteht, soll dies auch wei- 
terhin bestehen bleiben. 

In § 21 Abs. 4 ist der Sonderfall der Kollision saar- 
ländischer Patente oder Patentanmeldungen, die 
Nahrungs- oder Genußmittel oder auf chemischem 
Wege hergestellte Stoffe zum Gegenstand haben, 
mit deutschen Patenten oder Patentanmeldungen ge- 
regelt, die sich auf ein Verfahren zur Herstellung 
dieser Nahrungs- oder Genußmittel oder chemiischen 
Stoffe beziehen und auf das Saarland erstreckt wer- 
den. Diese Sonderregelung gilt nur für den Bereich 
des Saarlandes und übernimmt insoweit lediglich 
die Regelung, die bereits in Artikel 66 Abs. 1 Buch- 
stabe a Satz 2 des Saarvertrages für die Fälle der 
Kollision saarländischer Lebensmittel- oder Stoff- 
patente mit deutschen Verfahrenspatenten mit Rück- 
sicht darauf vorgesehen ist, daß nach deutschem 
Recht Lebensmittel und Stofferfindungen nicht 
patentiert werden können. Ohne diese Sonderrege- 
lung hätte der Grundsatz der Koexistenz der kolli- 
dierenden Rechte in diesen Fällen nicht verwirk- 
licht werden können. Eine entsprechende Sonder- 
regelung für den Bereich des übrigen Bundesgebiets 
erübrigt sich, da die Lebensmittel- und Stoffpatente 
von Personen mit Wohnsitz oder Sitz im Saarland 
nach § 13 Abs. 4 auf das übrige Bundesgebiet nur 
insoweit erstreckt werden, als sie auch für Herstel- 
lungsverfahren erteilt sind, und für die Kollision 
dieser „Verfahrens "-Patente mit deutschen Verfah- 
renspatenten die allgemeine Regelung des § 21 
Abs. 1 und 2 gilt. Die Regelung des § 21 Abs. 4 
gilt im Saarland sowohl für die Lebensmittel- und 
Stoffpatente dort ansässiger Personen, soweit sie 
als „Verfahrens"-Patente auf das übrige Bundesge- 
biet erstreckt werden, als auch für die Lebensmittel- 
und Stoff patente nichtsaarländischer Inhaber, die 
nur im Saarland aufrechterhalten werden. 
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Zu § 22: Warenzeichen 

§ 22 enthält in Anlehnung an die in § 21 getroffene 
Regelung die Bestimmungen für die infolge der Er- 
streckung eintretende Kollision von Warenzeichen, 
die für gleiche oder gleichartige Waren eingetragen 
sind. 

§ 22 Abs. 1 sieht den Grundsatz der Koexistenz der 
vom Saarland auf das übrige Bundesgebiet und vom 
übrigen Bundesgebiet auf das Saarland erstreckten 
übereinstimmenden oder verwechslungsfähigen 
Warenzeichen vor, soweit diese vor dem 1. Januar 
1957 angemeldet oder hinterlegt worden sind. Ein 
uneingeschränktes Nebeneinanderbestehen der kol- 
lidierenden Warenzeichen wäre jedoch anders als 
bei den übrigen Schutzrechten nicht vertretbar, da 
dies zu einer Täuschung des Publikums über die 
Herkunft der Waren führen würde. § 22 Abs. 1 sieht 
deshalb vor, daß eines der beiden kollidierenden 
Warenzeichen jeweils nur mit einem Zusatz benutzt 
werden darf, der die Gefahr einer Täuschung des 
Publikums über die Herkunft der Ware ausschließt. 
Natürlich können sich die beiden Zeicheninhaber 
auch über eine andere Abgrenzung ihrer Waren- 
zeichen einigen. 

Für die Frage, welches der beiden kollidierenden 
Warenzeichen nur mit einem unterscheidungskräf- 
tigen Zusatz benutzt werden darf, stellt es der Ent- 
wurf darauf ab, ob und gegebenenfalls welches der 
beiden Warenzeichen bereits vor dem 1. Juni 1958, 
also zu einem Zeitpunkt, als die im Entwurf vor- j 
gesehene Regelung noch nicht bekannt war, benutzt 
worden ist: 

Sind beide kollidierenden Warenzeichen vor dem 
1. Juni 1958 benutzt worden, so soll nach § 22 
Abs. 1 Nr. 1 der Inhaber des vom Saarland auf das 
übrige Bundesgebiet erstreckten Warenzeichens 
verpflichtet sein, seinem Warenzeichen den unter- 
scheidungskräftigen Zusatz beizufügen. Die Ver- 
pflichtung nur der Inhaber dieser Warenzeichen zur 
Beifügung des Zusatzes erscheint miit Rücksicht auf 
das Größen Verhältnis zwischen dem Saarland und 
dem übrigen Bundesgebiet sowie auf die unter- 
schiedliche wirtschaftliche Bedeutung beider Gebiete 
gerechtfertigt. Es kann einem im übrigen Bundes- 
gebiet ansässigen Zeicheninhaber, der dort sein 
Warenzeichen bis zur Eingliederung des Saarlandes 
uneingeschränkt benutzt hat, grundsätzlich nicht 
zugemutet werden, nur wegen der Eingliederung 
des Saarlandes nunmehr im gesamten Bundesgebiet 
seinem Zeichen einen unterscheidungsk:räftigen 
Zusatz beizufügen. Demgegenüber dürfte die im 
Entwurf vorgesehene Erstreckung der im Saarland 
bestehenden Warenzeichen auf das übrige Bundes- 
gebiet für die Inhaber dieser Zeichen so erhebliche 
Vorteile mit sich bringen, daß es ihnen zugemutet 
werden kann, im Kollisionsfall nicht nur im übrigen 
Bundesgebiet, sondern auch im Saarland ihren Zei- 
chen einen unterscheidungskräftigen Zusatz beizu- 
fügen. Diese Regelung, die im übrigen bereits in 
Artikel 66 Abs. 1 Buchstabe b des Saarvertrages 
vorgesehen ist, hat in den vorbereitenden Erörte- 
rungen auch die Billigung der Vertreter der saar- j 
ländischen Wirtschaft gefunden. | 


Ist nur eines der beiden Warenzeichen vor dem 
1. Juni 1958 benutzt worden, so soll nach § 22 
Abs. 1 Nr. 2 des Entwurfs das nicht benutzte Zei- 
chen nur mit einem unterscheidungskräftigen Zusatz 
benutzt werden dürfen. Der Vorrang des benutzten 
Zeichens ist mit Rücksicht darauf vorgesehen, daß 
der Inhaber des nicht benutzten Zeichens dieses 
ohne weitere Umstellung und Kosten mit einem 
Zusatz versehen kann, wenn er die Benutzung auf- 
zunehmen beabsichtigt. Gleichgültig ist, ob es sich 
bei dem Zeichen, dem ein Zusatz bei gefügt werden 
muß, um ein vom Saarland auf das übrige Bundeis- 
göbiet oder von dort auf das Saarland erstrecktes 
Warenzeichen handelt 

Sind beide kollidierenden Warenzeichen nicht 
benutzt worden, so soll nach § 22 Abs. 1 Nr. 3 das 
jeweils jüngere Warenzeichen nur mit einem unter- 
scheidungskräftigen Zusatz benutzt werden dürfen. 
Nur in diesem Fall soll es also für die Frage, wel- 
chem der beiden kollidierenden Zeichen der Zusatz 
beizufügen ist, auf die Priorität der Zeichen 
ankommen. Dies erscheint deshalb vertretbar, weil 
in diesem Fall nur Formalrechte gegenüberstehen, 
die noch nicht zu einem durch Benutzung entstan- 
denen schutzwürdigen Besitzstand geführt haben. 

§ 22 Abs. 2 sieht in Anlehnung an die in § 21 
Abs. 2 für die übrigen gewerblichen Schutz rechte 
getroffene Regelung auch für Warenzeichen den 
Vorrang des jeweils prioritätsälteren Rechts vor, 
soweit es sich um eine Kollision mit Warenzeichen 
handelt, die erst während der für das Saarland gel- 
tenden wirtschaftlichen Übergangszeit angemeldet 
oder hinterlegt worden sind. Nach dieser Vorschrift 
muß also der Inhaber des jüngeren Warenzeichens 
dem älteren Recht weichen, gleichviel, ob der Zei- 
cheninhaber im Saarland oder im übrigen Bundes- 
gebiet Wohnsitz otder Sitz hat. Um jedoch auch- in 
diesen Fällen, ebenso wie in § 21 Abs. 2, vorhan- 
dene Besitzstände zu berücksichtigen und Rechts- 
verluste nach Möglichkeit auszuschließen, ist in 
§ 22 Abs. 2 vorgesehen, daß die jeweils jüngeren 
Warenzeichen weiterhin mit einem unterscheidungs- 
kräftigen Zusatz benutzt werden dürfen. Während 
also § 22 Abs. 1 für die Frage, welchen der beiden 
kollidierenden Zeichen ein Zusatz beigefügt wer- 
den muß, auf die Benutzung und nur im Falle der 
Nichtbenutzung beider Zeichen auf die Priorität 
abstellt, schreibt § 22 Abs. 2 in jedem Falle die Bei- 
fügung eines unterscheidungskräftigen Zusatzes zu 
dem jüngeren Zeichen vor, auch wenn es sich um 
ein auf das Saarland erstrecktes deutsches Waren- 
zeichen handelt. Darauf, ob und zu welchem Zeit- 
punkt die kollidierenden Zeichen in Benutzung 
genommen worden sind, kommt es hierbei nicht an. 
Diese Regelung weicht zwar zugunsten der saar- 
ländischen Zeichen — und daher zulässigerweise — 
von der in Artikel 66 Abs. 1 Buchstabe c des Saar- 
vertrages getroffenen Regelung insoweit ab, als 
dort nur der Vorrang der prioritätsälteren deut- 
schen Rechte, nicht aber der Vorrang der prioritäts- 
älteren saarländischen Rechte vorgesehen ist. Diese 
Abweichung erscheint im Interesse der saarländi- 
schen Zeiicheninhaber gerechtfertigt, da es sich bei 
den unter § 22 Abs. 2 fallenden Warenzeichen, 
denen nach dem Entwurf ein Zusatz beigefügt wer- 
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den muß, ausschließlich um Zeichen handelt, die 
erst während der für das Saarland geltenden wirt- 
schaftlichen Übergangszeit, d. h. in einer Zeit ent- 
standen sind, in der auch die deutschen Waren- 
zeichenanmelder bereits mit der Erstreckung der 
Warenzeichen von Personen mit Wohnsitz oder Sitz 
im Saarland auf das übrige Bundesgebiet rechnen 
mußten. 

§ 22 Abs. 3 enthält in Anlehnung an die in § 21 
Abs. 3 getroffene Regelung die Kollisionsnormen 
für die Fälle des Zusammentreffens von auf das 
Saarland erstreckten deutschen Warenzeichen mit 
im Saarland aufrechterhaltenen, aber nicht auf das 
übrige Bundesgebiet erstreckten Warenzeichen von 
Personen, die im Saarland keinen Wohnsitz oder 
Sitz haben. In diesen Fällen sieht § 22 Abs. 3 für 
die nur im Saarland aufrechterhaltenen Waren- 
zeichen die Beifügung eines unterscheidungskräf- 
tigen Zusatzes vor, und zwar auch dann, wenn das 
auf das Saarland erstreckte deutsche Warenzeichen 
erst während der wirtschaftlichen Übergangszeit 
angemeldet worden ist und dem nur im Saarland 
aufrechterhaltenen Warenzeichen gegenüber dem 
deutschen Zeichen die ältere Priorität zukommt. 
Den älteren Warenzeichen nichtsaarländischer Inha- 
ber im Saarland den Vorrang vor den auf das Saar- 
land erstreckten deutschen Warenzeichen einzuräu- 
men, wäre nicht vertretbar. Dies würde praktisch 
dazu führen, daß der Inhaber des deutschen Waren- 
zeichens seinem Zeichen im gesamten Bundesgebiet 
einen unterscheidungskräftigen Zusatz beifügen 
müßte, nur weil er im Saarland an der Benutzung 
seines Zeichens ohne Zusatz gehindert wäre. Im 
übrigen ist die in § 22 Abs. 3 getroffene Regelung 
bereits ln Artikel 66 Abs. 1 Buchstabe b des Saar- 
vertrages vorgesehen. 

Zu § 23: Sonstige Kennzeidinungsrechte 

§ 23 sieht für die Fälle, in denen ein auf das Saar- 
land oder das übrige Bundesgebiet erstrecktes 
Warenzeichen in dem Erstreckungsgebiet mit einer 
Ausstattung oder einem' der in § 16 des Gesetzes 
gegen den unlauteren Wettbewerb bezeichneten 
sonstigen Kennzeichnungsrechte zusammentrifft, 
eine entsprechende Anwendung der in § 22 für die 
Kollision von Warenzeichen vorgeschlagenen Rege- 
lung vor. Dies erscheint geboten, weil im Regelfall 
durch die Kollision eines Warenzeichens mit den in 
§ 23 aufgeführten Kennzeichnungsrechten eine ähn- 
liche Sachlage wie bei der Kollision von Waren- 
zeichen untereinander entstehen wird. Die Beson- 
derheit der in § 23 aufgeführten sonstigen Kenn- 
zeichnungsrechte zwingt aber dazu, auch eine von 
den Bestimmungen des § 22 abweichende Regelung 
zuzulassen. Die Möglichkeiten einer abweichenden 
Regelung im einzelnen gesetzlich vorzuschreiben, ist 
angesichts der Vielgestaltigkeit der wettbewerbs- 
rechtlichen Tatbestände, die den in § 23 aufgeführ- 
ten Kennzeichnungsrechten zugrunde liegen, nicht 
möglich. § 23 läßt deshalb nur allgemein mit Rück- 
sicht auf die etwa vorliegenden besonderen Um- 
stände des einzelnen Falles eine abweichende Rege- 
lung zu, ohne sie im einzelnen zu normieren. Bei 
jeder derartigen abweichenden Regelung des Ein- 
zelfalles wird aber, ebenso wie bei der Festsetzung 


angemessener Bedingungen für die Weiterbenut- 
zung einer Erfindung oder eines Geschmacksmusters 
(§§ 9, 19, 21) zu berücksichtigen sein, daß mit dem 
Entwurf in erster Linie der saarländischen Wirt- 
schaft die Eingliederung in das deutsche Wirt- 
schaftsgebiet auch auf dem Gebiet des gewerblichen 
Rechtsschutzes ermöglicht und erleichtert werden 
soll. 

Von einer ausdrücklichen Regelung für die Fälle der 
Kollision von Ausstattungsrechten oder Kennzeich- 
nungsrechten im Sinne des § 16 des Gesetzes gegen 
den unlauteren Wettbewerb untereinander sieht der 
Entwurf bewußt ab. Zunächst ist darauf hinzuwei- 
sen, daß eine Erstreckung dieser Rechte auf das 
Saarland und auf das übrige Bundesgebiet nicht 
vorgesehen ist. Gleichwohl werden auch unter die- 
sen Rechten Kollisionen bei der wirtschaftlichen 
Eingliederung des Saarlandes Vorkommen. Diese 
Kollisionsfälle erscheinen aber einer generellen ge- 
setzlichen Regelung nicht zugänglich, weil es für sie 
im wesentlichen auf die tatsächlichen Verhältnisse 
und die Auffassung der beteiligten Verkehrskreise 
ankommt und deshalb im einzelnen Fall durchaus 
verschiedene Regelungen geboten sein köriücn. Der 
Entwurf geht daher davon aus, da" u^ese Kollisions- 
fälle nur unter Berücksichtigung der besonderen 
Umstände jedes einzelnen Falles geregelt werden 
können und im Streitfall von den ordentlichen Ge- 
richten nach den allgemeinen Grundsätzen entschie- 
den werden müssen. 

Zu § 24: Aufbrauchsfrist 

§ 24 sieht für die Fälle, in denen ein Warenzeichen 
oder eine der in § 23 genannten Kennzeichnungen 
nur mit einem unterscheidungskräftigen Zusatz be- 
nutzt werden darf, eine Aufbrauchsfrist von zwei 
Jahren vor, innerhalb deren die Weiterbenutzung 
des Warenzeichens oder sonstigen Kennzeichens 
noch ohne einen solchen Zusatz zulässig sein soll. 
Dieses Aufbrauchsrecht soll ebenfalls einer rei- 
bungslosen Eingliederung der saarländischen Wirt- 
schaft dienen. In Absatz 1 ist das Aufbrauchsrecht 
für diejenigen Rechtsinhaber im Saarland geregelt, 
die das Kennzeichen im gesamten Bundesgebiet be- 
nutzen dürfen. Absatz 2 sieht eine entsprechende 
Regelung für den Bereich des Saarlandes zugunsten 
derjenigen Warenzeichen nichtsaarländischer Inha- 
ber vor, die im Saarland aufrechterhalten, aber nicht 
auf das übrige Bundesgebiet erstreckt werden. Da 
diese Warenzeichen nur für den Bereich des Saar- 
landes aufrechterhalten werden, wäre es unange- 
messen, ihren Inhabern ein Aufbrauchsrecht über 
den Bereich des Saarlandes hinaus einzuräumen. 


FÜNFTER ABSCHNITT 

Nichtigkeitsverfahren und Löschungsverfahren 

Im Fünften Abschnitt des Entwurfs (§§ 25 bis 28) 
sind die Bestimmungen über das Nichtigkeitsver- 
fahren und Löschungsverfahren für die im Saar- 
land aufrechterhaltenen und auf das übrige Bundes- 
gebiet erstreckten Schutzrechte zusammengefaßt. 
Die Einführung eines besonderen, von dem nach 
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dem deutschen Patentgesetz beim Deutschen Patent- 
amt vorgesehenen Nichtigkeitsverfahren abweichen- 
den Verfahrens ist erforderlich, weil Artikel 66 
Abs, 1 Buchstabe e des Saarvertrages die Entschei- 
dung über die Nichtigkeit eines Patents ausschließ- 
lich den ordentlichen Gerichten vorbehält. Bei die- 
ser Sachlage ist es zweckmäßig, auch das 
Löschungsverfahren in Warenzeichensachen aus- 
schließlich den ordentlichen Gerichten zuzuweisen, 
obwohl der Saarvertrag dies nicht vorschreibt. 

Im einzelnen ist zu den §§ 25 bis 28 folgendes zu 
bemerken: 

Zu § 25: Antrag auf Erklärung der Nichtigkeit 
eines Patents 

In § 25 sind in Anlehnung an § 13 des deutschen 
Patentgesetzes die Gründe zusammengefaßt, aus 
denen ein im Saarland aufrechterhaltenes und auf 
das übrige Bundesgebiet erstrecktes Patent für nich- 
tig erklärt werden kann. Hierbei ist zu berücksich- 
tigen, daß Artikel 66 Abs. 1 Buchstabe e des Saar- 
vertrages und dementsprechend auch die §§ 5 
und 17 des Entwurfs die Anwendung französischen 
Rechts vorsehen, soweit es sich um die Vorausset- 
zungen der Schutzfähigkeit eines Patents handelt. 
Aus diesem Grunde stellt § 25 Abs. 1 Nr. 1 für die 
Frage, ob ein Patent für nichtig erklärt werden 
kann, darauf ab, ob der Gegenstand des Patents 
nach den bei Inkrafttreten des Entwurfs geltenden 
Vorschriften des französischen Rechts nicht patent- 
fähig war. Ein im Saarland aufrechterhaltenes 
Patent soll aber, wie es § 25 Abs. 1 Nr. 2 vorsieht, 
auch dann für nichtig erklärt werden können, wenn 
die Erfindung bei Inkrafttreten des Entwurfs im 
Saarland Gegenstand eines früher angemeldeten 
Patents ist. An der Zulassung dieses Nichtigkeits- 
grundes, der dem in § 13 Abs. 1 Nr. 2 des deut- 
schen Patentgesetzes aufgeführten Nichtigkeits- 
grund entspricht, ist die Bundesrepublik durch 
Artikel 66 des Saarvertrages nicht gehindert, da 
dieser Nichtigkeitsgrund auch nach dem anzuwen- 
denden französischen Recht zur Verneinung der 
Schutzfähigkeit führt. Mit der Zulassung dieses 
Nichtigkeitsgrundes soll vermieden werden, daß 
der Inhaber des älteren Patents sein besseres Recht 
vor französischen Gerichten geltend machen muß. 
Er soll vielmehr die Möglichkeit erhalten, gegen 
den Inhaber des jüngeren Patents die Nichtigkeits- 
klage zu erheben mit dem Ziel, das Patent für das 
Saarland und das übrige Bundesgebiet für nichtig er- 
klären zu lassen. Hervorzuheben ist, daß die Nichtig- 
keitsklage nach § 25 Abs. 1 Nr. 2 nur erhoben wer- 
kann, wenn dem im Saarland aufrechterhaltenen 
Patent schon bei Inkrafttreten des Entwurfs im 
Saarland ein älteres Recht entgegenstand. Ältere 
Rechte aus dem übrigen Bundesgebiet können im 
Wege der Nichtigkeitsklage nicht geltend gemacht 
werden. Für sie gilt vielmehr die Kollisionsrege- 
lung des § 21. 

Der in § 25 Abs. 1 Nr. 3 genannte Nichtigkeitsgrund 
der widerrechtlichen Entnahme ist aus § 13 Abs. 1 
Nr. 3 des deutschen Patentgesetzes übernommen. 
Auch an der Zulassung dieses Nichtigkeitsgrundes 
ist die Bundesrepublik nicht gehindert, da es sich 


insoweit um einen Nichtigkeitsgrund handelt, der 
nicht die Voraussetzungen der Schutzfähigkeit des 
Patents betrifft. Insoweit ist also auch nach Artikel 
66 Abs. 1 Buchstabe e des Saarvertrages die Anwen- 
dung deutschen Rechts vorgesehen. 

Die in § 25 Abs. 2 vorgeschlagene Regelung ist 
ebenfalls aus § 13 des deutschen Patentgesetzes 
übernommen. 

Durch § 25 Abs. 3 soll lediglich klargestellt werden, 
daß es im Falle der Geltendmachung eines älteren 
Rechts im Nichtigkeitsverfahren auf die Aufrecht- 
erhaltung dieses Rechts im Saarland nicht ankom- 
men soll. 

Zu § 26: Nichtigkeitsverfahren 

Diese Vorschrift enthält die Bestimmungen über das 
Nichtigkeiitsverfahren. § 26 Abs. 1 sieht zunächst 
eine ausschließMche Zuständigkeit des Landgerichts 
Saarbrücken ohne Rücksicht auf den Streitwert vor. 
Die Zuweisung sämtlicher Nichtigkeitsverfahren 
nach dem Entwurf an ein einziges Gericht erscheint 
geboten, um voneinander abweichende Entschei- 
dungen verschiedener Gerichte zu vermeiden. Die 
Bestimmung des Landgerichts Saarbrücken als aus- 
schließlich zuständiges Gericht bietet sich deshalb 
an, weil Gegenstand des besonderen Nichtigkeits- 
verfahrens des Entwurfs nur die im Saarland be- 
stehenden und gegebenenfalls auf das übrige Bun- 
desgebiet erstreckten Patente, 'nicht dagegen die im 
übrigen Bundesgebiet bestehenden und auf das 
Saarland erstreckten Patente sein können. Außer- 
dem dürfte das Landgericht Saarbrücken hinsichtlich 
der für die Beurteilung der Rechtsbeständigkeit der 
saarländiischen Patente vorgesehenen Anwendung 
französischen Rechts von allen in Betracht kommen- 
den Landgerichten die größte Erfahrung haben. 

Das Verfahren selbst soll sich nach den allgemeinen 
Besitimmungen des deutschen Patentgesetzes über 
das Nichtigkeitsverfahren richten, soweit sich nicht 
aus der Zuständigkeit des Landgerichts Saarbrücken 
anstelle der des Patentsamts Abweichungen erge- 
ben. Eine Besonderheit ^gegenüber dem im Patent- 
gesetz geregelten Nichtigkeitsverfahren besteht 
insbesondere darin, daß Berufungsinstanz in diesem 
Verfahren nicht der Bundesgerichtshof, sondern das 
Qberlandesgericht Saai^brücken ist und gegen die 
Berufungsentscheidungen des Oberlandesgerichts 
Saarbrücken noch die Revision an den Bundesge- 
richtshof zulässig sein soll. Die Zulassung der Revi- 
sion an den Bundesgerichtshof ist vorgesehen, um 
die Einheit der Rechtsprechung im Verhältnis zwii- 
schen dem Nichtigkeitsverfahren des Patentgesetzes 
und dem besonderen Nichtigkeitsverfahren des Ent- 
wurfs sicherzustellen. Den Bundesgerichtshof an- 
stelle des Ob erfand es gerichts Saarbrücken über die 
Berufungen gegen Nichtigkeitsentscheidungen des 
Landgerichts Saarbrücken entscheiden zu lassen, 
erscheint angesichts der ohnehin bestehenden star- 
ken Uberlaistung des zuständigen Senats nicht mög- 
lich. 

Die in § 26 Abs. 3 vorgesehene Mitteilung einer Aus- 
fertigung der Nichtigkeitsentscheidung an das Deut- 
sche Patentamt ist erforderlich, damit das Deutsche 
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Patentamt in dem Sonderband der Patentrolle die 
entsprechenden Eintragungen vornehmen kann. 

Zu § 27; Antrag auf Löschung eines Warenzeichens 

In dieser Vorsdirift sind die Gründe auf geführt, 
aus denen ein lim Saarland aufrediterhaltenes 
Warenzeichen gelöscht werden kann. Die Lö- 
schungsgründe entsprechen den in § 10 Abs. 2 Nr. 2 
und § 11 Abs. 1 Nr. 1 des deutschen Warenzeichen- 
gesetzes aufgezählten Löschungsgründen. 

Die Möglichkeit, die Nichtschutzfähigkeit eines 
aufrechterhaltenen Zeichens geltend zu machen, ist 
in Artikel 66 Abs. 1 Buchstabe e des Saarvertrages 
ausdrücklich vorgesehen mit der Maßgabe, daß die 
Schutzfähigkeit des Zeichens nach französischem 
Recht zu beurteilen ist. An der Zulassung des in 
§ 11 Abs. 1 Nr. 1 des deutschen Warenzeichen- 
gesetzes vorgesehenen Löschungsgrundes ist die 
Bundesrepublik durch den Saarvertrag nicht gehin- 
dert, da nach Artikel 66 Abs. 1 Buchstabe e des 
Vertrages auf die aufrechterhaltenen Zeichen deut- 
sches Recht anzuwenden ist, soweit es sich nicht um 
die Schutzfähigkeit oder die Schutzdauer der Zei- 
chen handelt. Die Zulassung dieses Löschungsgrun- 
des in § 27 Abs. 1 Nr. 2 des Entwurfs rechtfertigt 
sich aus denselben Gründen, aus denen in § 25 
Abs. 1 Nr. 2 der Nichtigkeitsgrund des älteren 
Rechts zugelassen worden ist. 

Ist das im Saarland aufrechterhaltene Zeichen nach 
französischem Recht nicht schutzfähig, so soll jeder- 
mann die Löschung des Zeichens beantragen kön- 
nen (§ 27 Abs. 1 Nr. 1). Die Löschung wegen eines 
entgegenstehenden älteren Rechts ist dagegen nach 
§ 27 Abs. 1 Nr. 2 nur auf Antrag des Inhabers des 
älteren Zeichens zulässig. Es muß sich dabei um ein 
im Saarland bestehendes älteres Recht handeln. 
Steht dem im Saarland aufrechterhaltenen Waren- 
zeichen nur ein älteres Recht aus dem übrigen Bun- 
desgebiet entgegen, so ist die Löschungsklage nicht 
zulässig. In diesem Fall gelten vielmehr die Kolli- 
sionsnormen der §§22 und 23 des Entwurfs. 

Durch § 27 Abs. 2 wird klargestellt, daß der Lö- 
schungsantrag wegen eines entgegenstehenden älte- 
ren Rechts auch dann zulässig ist, wenn das ent- 
gegenstehende ältere Zeichen nicht aufrechterhalten 
wird. Die Löschungsklage kann in diesem Fall aber 
nur dann durchgreifen, wenn ein mit dem nicht 
aufrechterhaltenen älteren Zeichen identisches oder 
verwechslungsfähiges Warenzeichen desselben In- 
habers auf das Saarland erstreckt worden ist. Diese 
Regelung erscheint geboten, weil einerseits dem 
deutschen Zeicheninhaber nicht zugemutet werden 
soll, das im Saarland bestehende ältere Zeichen nur 
aufrechtzuerhalten, um gegen ein dort bestehendes 
jüngeres Warenzeichen auch nach dem Ende der 
Übergangszeit noch Vorgehen zu können, anderer- 
seits aber für die Löschungsklage kein Rechtsschutz- 
bedürfnis besteht, wenn für den deutschen Zeichen- 
inhaber weder das im Saarland bestehende ältere 
Zeichen aufrechterhalten noch ein für ihn einge- 
tragenes Warenzeichen auf das Saarland erstreckt 
wird, das mit dem nicht aufrecht erhaltenen Zeichen 
übereinstimmt oder verwechslungsfähig ist. 


Zu § 28: Löschungsverfahren 

In § 28 ist in Anlehnung an § 26 das Verfahren für 
die Löschung von Warenzeichen geregelt. Die aus- 
schließliche Zuständigkeit des Landgerichts Saar- 
brücken empfiehlt sich aus denselben Gründen, die 
für die Zuweisung der Nichtigkeitsverfahren gegen 
aufrechterhaltene Patente an das Landgericht Saar- 
brücken sprechen. Im übrigen ist das Löschungsver- 
fahren nach § 28 dem Löschungsverfahren des deut- 
schen Warenzeichengesetzes angeglichen, allerdings 
mit der Abweichung, daß auch der Löschungsgrund 
der mangelnden Schutzfähigkeit des Zeichens (§ 27 
Abs. 1 Nr. 1) nur durch Klage geltend gemacht 
werden kann. Eine Berücksichtigung dieses Lö- 
schungsgrundes von Amts wegen, wie es § 10 
Abs. 2 Nr. 2 des Warenzeichengesetzes vorsieht, 
kommt angesichts der Zuständigkeit des Land- 
gerichts Saarbrücken nicht in Betracht. 

SECHSTER ABSCHNITT 
Gebühren 

Zu § 29: Gebühren für im Saarland aufrechterhal- 
tene Patente 

Diese Vorschrift schreibt entsprechend dem in Ar- 
tikel 66 Abs. 1 Buchstabe f des Saarvertrages ent- 
haltenen Vorbehalt für die im Saarland aufrecht- 
erhaltenen Patente Jahresgebühren in Höhe von 
10 vom Hundert der deutschen Patentjahresgebüh- 
ren vor. Ein Zurückgehen unter diese Grenze er- 
scheint aus praktischen Gründen nicht angebracht. 
Bei der Festsetzung der Höhe der für die Aufrecht- 
erhaltung im Saarland zu entrichtenden Gebühren 
ist entsprechend der Vorschrift des Artikels 66 
Abs. 1 Buchstabe f des Saarvertrages das Flächen- 
verhältnis des Saarlandes zu dem des Bundesgebie- 
tes berücksichtigt. 

Da die im Saarland aufrechterhaltenen Patente ab- 
weichend von der 18jährigen Schutzdauer der deut- 
schen Patente eine Schutzdauer von 20 Jahren 
haben, müssen für sie auch für das 19. und 20. Pa- 
tentjahr Jahresgebühren vorgeschrieben werden. 
Aus Zweckmäßigkeitsgründen sind diese Gebühren 
in derselben Höhe wie diejenigen für das 18. Pa- 
tentjahr vorgesehen. 

Werden die Gebühren nicht rechtzeitig entrichtet, 
so können die im Saarland aufrechterhaltenen Pa- 
tente dort nicht mehr geltend gemacht werden. 
Diese Rechtsfolge ist in Artikel 66 Abs. 1 Buch- 
stabe f des Saarvertrages Vorbehalten. 

Zu § 30: Gebühren für die auf das übrige Bundes- 
gebiet erstreckten Patente 

Diese Vorschrift sieht für die auf das übrige Bun- 
desgebiet erstreckten Patente saarländischer Inha- 
ber Jahresgebühren in Höhe von 80 vom Hundert 
der deutschen Jahresgebühren vor. Diese Gebühren 
sind anstelle der in § 29 vorgesehenen Jahres- 
gebühren zu zahlen. Die Ermäßigung der Gebühren 
gegenüber den vollen deutschen Jahresgebühren ist 
vorgesehen, weil die Inhaber der auf das übrige 
Bundesgebiet erstreckten saarländischen Patente 
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diese mit Rücksicht auf die in den §§ 3 und 16 vor- 
gesehene Akzessorietät auch in Frankreich durch 
Zahlung der dort vorgeschriebenen Gebühren auf- 
rechterhalten müssen, wenn sie den Schutz der er- 
streckten Patente im übrigen Bundesgebiet nicht 
verlieren wollen. Eine Gebührenbelastung der In- 
haber der auf das übrige Bundesgebiet erstreck- 
ten saarländischen Patente über die Belastung der 
deutschen Patentinhaber hinaus wäre nicht gerecht- 
fertigt. Da die in Frankreich bestehenden Gebühren 
etwa 20 vom Hundert der deutschen Jahresgebüh- 
ren betragen, sieht § 30 eine Ermäßigung der deut- 
schen Jahresgebühren um diesen Hundertsatz vor. 


SIEBENTER ABSCHNITT 

Schiedsverfahren 

In diesen Vorschriften ist zur Herbeiführung einer 
gütlichen Einigung der Parteien ein Schiedsverfah- 
ren (Güteverfahren) für die Fälle {§ 32) vorgesehen, 
in denen sich aus der Erstreckung eines Waren- 
zeichens auf das Saarland oder das übrige Bundes- 
gebiet Streitfragen, unbillige Härten oder sonstige 
Schwierigkeiten ergeben. Zunächst kann die in den 
§§ 22 und 23 vorgesehene Beifügung eines unter- 
scheidungskräftigen Zusatzes zu einem Waren- 
zeichen, einer Ausstattung oder einer sonstigen 
Kennzeichnung im Sinne des § 16 des Gesetzes 
gegen den unlauteren Wettbewerb zu Streitigkeiten 
darüber führen, welcher Zusatz erforderlich ist, um 
die Gefahr einer Täuschung über die Herkunft der 
Ware auszuschließen. Aber auch die Frage, ob z. B. 
in den Fällen des § 23 überhaupt die Beifügung 
eines Zusatzes zu einer den Interessen der Betei- 
ligten gerecht werdenden Regelung führt, kann im 
einzelnen Fall streitig werden. Es erscheint wün- 
schenswert, in diesen Fällen eine Möglichkeit zu 
schaffen, die aus der Eingliederung des Saarlandes 
insoweit entstehenden Ubergangsschwierigkeiten 
gütlich zu bereinigen. Aus diesem Grund hat sich 
auch die Regierung des Saarlandes für die Einfüh- 
rung eines Schiedsverfahrens in diesen Fällen aus- 
gesprochen. Sie hat darüber hinaus den Wunsch ge- 
äußert, das Schiedsverfahren in dem Sinne „obli- 
gatorisch" zu gestalten, daß eine Klage erst mög- 
lich sein soll, nachdem ein Verfahren vor der 
Schiedsstelle vorausgegangen ist. Auch dieser 
Wunsch der saarländischen Regierung erscheint 
unter dem Gesichtspunkt, der saarländischen Wirt- 
schaft die Eingliederung in die Wirtschaft des übri- 
gen Bundesgebiets nach Möglichkeit zu erleichtern, 
gerechtfertigt. 

Das Schiedsverfahren ist nur als Ubergangsregelung 
für die Eingliederung des Saarlandes auf dem Ge- 
biet des gewerblichen Rechtsschutzes gedacht. Es 
kann erwartet werden, daß die Schiedsstelle we- 
nige Jahre nach der Eingliederung des Saarlandes 
wieder aufgelöst werden kann. 

Die einzelnen Bestimmungen über das Schiedsver- 
fahren sind den Vorschriften über das Schiedsver- 
fahren für Arbeitnehmererfindungen nachgebildet. 
Im einzelnen ist auf folgendes hinzuweisen: 


Zu § 31: Errichtung der Schiedsstelle 

Aus Zweckmäßigkeitsgründen ist die Errichtung der 
Schiedsstelle beim Deutschen Patentamt vorgese- 
hen. Sie ist damit Teil des Deutschen Patentamtes 
und untersteht der Dienstaufsicht seines Präsiden- 
ten. Auch die Organisation des Amtes steht ihr 
zur Erledigung ihrer Aufgaben zur Verfügung. Um 
etwaige Nachteile zu vermeiden, die die Bildung 
einer einzigen Schiedsstelle für das ganze Bundes- 
gebiet für von München entfernte Gebietsteile mit 
sich bringen könnte, sieht der Entwurf vor, daß die 
Schiedsstelle auch außerhalb ihres Sitzes zusam- 
mentreten kann. 

Zu § 32: Aufgabe der Schiedsstelle 

Die Schiedsstelle hat nach dieser Vorschrift aus- 
schließlich die Aufgabe, eine gütliche Einigung her- 
beizuführen. Sie hat keinerlei Zwangsbefugndsse 
lind wird nur auf Antrag tätig. 

Zu § 33: Besetzung der Schiedsstelle 

Diese Vorschrift sieht eine Besetzung der Schieds- 
stelle mit auf dem Gebiet des Wettbewerbs- und 
Warenzeichenrechts erfahrenen Volljuristen vor, 
um zu gewährleisten, daß die der Schiedsstelle 
unterbreiteten Fragen rechtlich zutreffend beurteilt 
werden. Bei der Berufung der Mitglieder der 
Schiedsstelle können auch Vorschläge der Regierung 
des Saarlandes berücksichtigt werden. 

Zu § 34: Anrufung der Schiedsstelle 

Die Anrufung der Schiedsstelle ist möglichst ein- 
fach gehalten, damit die Schiedsstelle auch ohne 
Hinzuziehung eines besonderen Beraters angemfen 
werden kann. 

Zu § 35: Verfahren vor der Schiedsstelle 

Das Verfahren vor der Schiedsstelle lehnt sich zum 
Teil an das schiedsrichterliche Verfahren der Zivil- 
prozeßordnung an. Im übrigen soll die Schiedsstelle 
das Verfahren selbst bestimmen. Auf diese Weise 
soll erreicht werden, daß das Verfahren möglichst 
einfach, schnell und kostensparend durchgeführt 
werden kann. Die Beteiligten können sich im Ver- 
fahren vor der Schiedsstelle vertreten lassen. 
Rechtsanwälte, Patentanwälte und Erlaubnisschein- 
inhaber dürfen als Vertreter nicht zurückgewiesen 
werden. 

Die entsprechende Anwendung des § 1032 Abs. 1 
der Zivilprozeßordnung über die Ablehnung eines 
Mitglieds der Schiedsstelle erscheint angesichts ihrer 
beschränkten Aufgaben und in Anbetracht der Tat- 
sache, daß die Anrufung der ordentlichen Gerichte 
uneingeschränkt möglich ist, entbehrlich. 

Zu § 36: Einigungsvorschlag der Schiedsstelle 

In dieser Vorschrift ist die Beschlußfassung und 
das Einigungsverfahren geregelt. Eine Wiederein- 
setzung in den vorigen Stand bei Versäumung der 
Widerspruchsfrist gegen einen Einigungsvorschlag 
ist nicht vorgesehen. Um insoweit etwaige Härten 
auszuschalten, bestimmt § 36 Abs. 2 Satz 2 aus- 
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drücklich, daß in dem schriftlichen EMgungsvor- 
schlag auf die Möglichkeit des Widerspruchs und 
die Folgen bei Versäumung der Widerspruchsfrist 
ausdrücklich hinzuweisen ist. Außerdem ist die Wi- 
derspruchsfrist (drei Monate) so geräumig bemes- 
sen, daß es vertretbar erscheint, von der Möglich- 
keit der Wiedereinsetzung in den vorigen Stand 
bei Versäumung der Widerspruchsfrist abzusehen. 

Zu § 37: Erfolglose Beendigung des Schiedsver- 
fahrens 

Da das Schiedsverfahren ein Verfahren zur Herbei- 
führung einer gütlichen Einigung ist, ist es erfolg- 
los beendet, wenn sich der Antragsgegner auf das 
Verfahren vor der Schiedsstelle nicht einläßt oder 
wenn einer der Beteiligten gegen einen Einigungs- 
vorschlag der Schiedsstelle Widerspruch erhebt. 
Diese Fälle faßt § 37 'des Entwurfs zusammen. 

Zu § 38: Kosten des Schiedsverfahrens 

Das Verfahren vor der Schiedsstelle soll für die 
Beteiligten mit möglichst geringen Kosten verbun- 
den sein, um zu verhindern, daß nur aus Kosten- 
gründen von einer Anrufung der Schiedsstelle ab- 
gesehen wird. Zur Deckung der Aufwendungen für 
allgemeine Geschäftsbedürfnisse der Schiedsstelle 
sieht § 38 eine Antragsgebühr von 20 Deutsche 
Mark vor. 

Die Gebühr ist in § 38 als Antragsgebühr ausge- 
staltet. Das Verfahren kann erst eingeleitet wer- 
den, wenn die Gebühr gezahlt ist. Mit der Ein- 
reichung des Antrages ist die Gebühr verfallen, 
auch wenn das Schiedsverfahren nicht zu einer güt- 
lichen Einigung der Parteien führt. 

Zu § 39: Entschädigung der Mitglieder der Schieds- 
stelle 

In dieser Vorschrift ist die Entschädigung der Mit- 
glieder der Schiedsstelle in Anlehnung an die Vor- 
schriften des Gesetzes über die Entschädigung der 
ehrenamtlichen Beisitzer bei den Gerichten vom 
26. Juli 1957 geregelt. 

Zu § 40: Voraussetzungen für die Erhebung der 
Klage 

Entsprechend den bereits erwähnten Wünschen der 
saarländischen Regierung bestimmt § 40, daß eine 
Klage wegen der Erstreckung eines Warenzeichens 
erst erhoben werden kann, nachdem ein Verfahren 
vor der Schiedsstelle vorausgegangen ist. Um je- 
doch zu vermeiden, daß sich diese Regelung im ein- 
zelnen Fall als zu starr erweist, sieht § 40 eine 
Reihe von Ausnahmefällen vor, in denen eine Klage 
sofort durchgeführt werden kann. 

Ein solcher — selbstverständlicher — Ausnahme- 
fall liegt dann vor, wenn eine Vereinbarung zwi- 
schen den Beteiligten bereits getroffen ist und mit 
der Klage entweder die Durchsetzung dieser Ver- 
einbarung oder die Feststellung ihrer Unwirksam- 
keit bezweckt wird (§ 40 Abs. 2 Nr. 1). Ein Schieds- 
verfahren entbehrt hier der Grundlage. 


Der Klageweg wird auch dann nicht gesperrt, wenn 
seit Anrufung der Schiedsstelle sechs Monate ver- 
strichen sind, ohne daß das Schiedsverfahren be- 
endet ist (§ 40 Abs. 2 Nr. 2). Dadurch soll verhin- 
dert werden, daß durch eine zu lange Dauer des 
Schiedsverfahrens die Durchführung eines Rechts- 
streits über Gebühr verzögert wird. 

Die vorherige Durchführung eines Schiedsverfah- 
rens soll auch dann entfallen, wenn die Beteiligten 
nach Entstehung des Streitfalles vereinbart haben, 
von der Anrufung der Schiedsstelle abzusehen (§ 40 
Abs. 2 Nr. 3). Ein Schiedsverfahren gegen den er- 
klärten Willen beider Beteiligten durchzuführen, 
erscheint zwecklos. 

Eine Ausnahme ist schließlich im Verfahren zur 
Erwirkung eines Arrestes oder einer einstweiligen 
Verfügung notwendig (§ 40 Abs. 4), da hier die 
Parteien ein dringendes Interesse an der alsbaldi- 
gen Entscheidung durch das Gericht haben. Hat das 
Gericht im Verfahren zur Erwirkung eines Arrestes 
oder einer einstweiligen Verfügung gemäß den 
§§ 926, 936 ZPO ein Frist zur Erhebung der Klage 
bestimmt, so muß zur Vermeidung von Rechtsnach- 
teilen zwangsläufig innerhalb dieser Frist die An- 
rufung des Gerichts auch in der Hauptsache erfol- 
gen. Deswegen werden in § 40 Abs. 5 derartige 
Klagen auch ohne vorausgegangenes Schiedsver- 
fahren zugelassen. Um jedoch zu verhindern, daß 
das Verfahren zur Erwirkung eines Arrestes oder 
einer einstweiligen Verfügung anstelle des Haupt- 
verfahrens nur eingeleitet wird, um das Schieds- 
verfahren zu umgehen, sieht der Entwurf in § 40 
Abs. 5 vor, daß das Gericht im Hauptverfahren auf 
Antrag den Parteien unter Anberaumung eines 
neuen Termins aufgeben kann, vor diesem Termin 
die Schiedsstelle anzurufen. 

Abgesehen von den erörterten Ausnahmen ist eine 
Klage, die ohne vorangegangenes Schiedsverfahren 
erhoben worden ist, als unzulässig abzuweisen. Das 
vorangegangene Schiedsverfahren ist eine Prozeß- 
voraussetzung, die das Gericht an sich von Amts 
wegen zu prüfen hat. Auf diese Prozeßvorausset- 
zung kann jedoch außer durch ausdrückliche (Ab- 
satz 2 Nr, 4) auch durch stillschweigende (Absatz 3) 
Vereinbarung verzichtet werden. Eine solche still- 
schweigende Vereinbarung wird bei vorbehaltloser 
Verhandlung zur Hauptsache unwiderleglich ver- 
mutet. Die hier getroffene Regelung entspricht der 
Regelung der örtlichen Zuständigkeit in § 39 der 
Zivilprozeßordnung. 

ACHTER ABSCHNITT 

Übergangs- und Schlußbestimmungen 

Zu § 41: Arbeitnehmererfindungen 

§ 41 des Entwurfs enthält die Übergangsbestimmun- 
gen für vor dem Ablauf der wirtschaftlichen Über- 
gangszeit im Saarland gemachte Arbeitnehmer- 
erfindungen. Da das Gesetz über Arbeitnehmer- 
erfindungen vom 25. Juli 1957 im Saarland erst mit 
dem Ablauf der wirtschaftlichen Übergangszeit in 
Kraft treten wird und das bisherige deutsche Recht, 
das einen Vergütungsanspruch für bestimmte Ar- 
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beitnehmererfindungen vorsah, jedenfalls seit dem 
Inkrafttreten der französisch-saarländischen Patent- 
konvention vom 15. Dezember 1948 im Saarland 
nicht mehr geltendes Recht sein dürfte, können die 
Vorschriften des deutschen Arbeitnehmererfinder- 
gesetzes auf die vor seinem Inkrafttreten im Saar- 
land gemachten Erfindungen grundsätzlich nicht an- 
gewendet werden. Dagegen erscheint es zweck- 
mäßig, die Vorschriften über das Schiedsverfahren 
und das gerichtliche Verfahren des Gesetzes über 
Arbeitnehmererfindungen zur Regelung der Streit- 
fälle über die vor der Erstreckung des Gesetzes 
im Saarland gemachten Arbeitnehmererfindungen 
anzuwenden. 

Aus den vorstehend erwähnten Gründen sieht der 
Entwurf auch von der Anwendung der Bestimmun- 
gen des Gesetzes über Arbeitnehmererfindungen 
auf technische Verbesserungsvorschläge ab, die vor 
dem Ablauf der wirtschaftlichen Übergangszeit im 
Saarland gemacht worden sind und deren Verwer- 
tung vor diesem Zeitpunkt begonnen hat. 


Zu § 42; Anhängige Verfahren 

Diese Vorschrift enthält Übergangsbestimmungen 
für die im Zeitpunkt des Ablaufs der wirtschaft- 
lichen Übergangszeit anhängigen gerichtlichen Ver- 
fahren auf dem Gebiet des gewerblichen Rechts- 
schutzes. Sie ist insbesondere mit Rücksicht auf die 
besondere Zuständigkeitsregelung des § 51 des 
Patentgesetzes und des § 40 des Gesetzes über 
Arbeitnehmererfindungen sowie wegen der in den 
§§ 26 und 28 des Entwurfs vorgesehenen Zuständig- 
keitsregelung notwendig. 

Zu § 43: Vertretung und Beratung auf dem Gebiet 
des gewerblichen Rechtsschutzes 

Personen mit Wohnsitz im Saarland konnten schon 
vor dem Inkrafttreten des Saarvertrages als Patent- 
anwalt in der Bundesrepublik zugelassen werden, 
wenn sie den Zulassungsvoraussetzungen des 
Patentanwaltsgesetzes vom 28. September 1933 in 
der Fassung des Zweiten Gesetzes zur Änderung 
und Überleitung von Vorschriften auf dem Gebiet 
des gewerblichen Rechtssschutzes vom 2. Juli 1949 
(WiGBl. S. 179 — - Zweites Überleitungsgesetz) 
genügten. Desgleichen konnten solche Personen, 
wenn sie die Voraussetzungen des § 9 Abs. 1 und 2 
des Zweiten Überleitungsgesetzes erfüllten, auf 
Antrag einen Erlaubnisschein erhalten, der sie be- 
rechtigte, das Verfretungsgeschäft vor dem Patent- 
amt und die Beratungstätigkeit auf dem Gebiet des 
gewerblichen Rechtsschutzes berufsmäßig für eigene 
Rechnung auszuüben. 

Darüber hinaus sind jedoch im Saarland nach den 
dort bis zum Ende der Übergangszeit geltenden 
Vorschriften auch Personen als Vertreter und Be- 
rater auf dem Gebiet des gewerblichen Rechts- 
schutzes tätig geworden, die den Zulassungsvor- 


aussetzungen des deutschen Rechts für eine solche 
Tätigkeit nicht genügen. Diese Personen üben ihre 
Vertretungstätigkeit vor saarländischen und fran- 
zösischen Behörden und ihre Beratungstätigkeit im 
Saarland aus. Eine Vertretungstätigkeit vor dem 
Deutschen Patentamt und eine Beratungstätigkeit 
im übrigen Bundesgebiet ist ihnen bisher versagt. 

Mit der Erstreckung des deutschen Rechts auf das 
Saarland am Ende der Übergangszeit könnten diese 
Personen wegen der Bestimmungen des § 9 Abs. 2 
des Patentanwaltsgesetzes weder irgendeine Ver- 
tretungstätigkeit vor dem Deutschen Patentamt oder 
ausländischen Behörden noch irgendeine Beratungs- 
tätigkeit auf dem Gebiet des gewerblichen Rechts- 
schutzes ausüben. Damit würde diesen Personen die 
Existenzgrundlage entzogen werden, wenn nicht zu 
ihren Gunsten eine Sonderregelung getroffen wird. 
Diese Sonderregelung ist in § 43 als Übergangs- 
maßnahme enthalten. Mit dieser Regelung sollen 
die genannten Personen die Möglichkeit erhalten, 
ihre Vertretungstätigkeit künftig auch vor dem 
Deutschen Patentamt, ihre Beratungstätigkeit auch 
im übrigen Bundesgebiet auszuüben. Diese Ver- 
günstigung soll nur Personen gewährt werden, die 
seit dem 1. Januar 1957, dem Tage des Inkraft- 
tretens des Saarvertrages, im Saarland wohnen und 
seit diesem Zeitpunkt entweder die Vertretungs- 
tätigkeit oder die Beratungstätigkeit oder beide 
Tätigkeiten im Saarland für eigene Rechnung aus- 
üben. Es besteht kein Anlaß, Personen in die Ver- 
günstigung des § 43 einzubeziehen, die ihre Ver- 
tretungs- oder Beratungstätigkeit erst nach Inkraft- 
treten des Saarvertrages und damit in Kenntnis der 
durch den Saarvertrag vorgenommenen Rückglie- 
derung des Saarlandes und der zu erwartenden 
Erstreckung des deutschen Rechts begonnen haben. 

Die Tätigkeit auf dem Gebiet des gewerblichen 
Rechtsschutzes muß ferner hauptberuflich ausgeübt 
worden sein. Sie muß also nach Art und Umfang 
den überwiegenden Teil der Berufstätigkeit aus- 
gemacht haben. Nur in diesem Fall würde ohne eine 
Sonderregelung die Existenzgrundlage dieser Per- 
sonen gefährdet sein. 

Zu § 44: Geltung im Land Berlin 

Diese Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Zu § 45: Inkrafttreten 

Diese Vorschrift sieht das Inkrafttreten des Gesetzes 
im Zeitpunkt des Ablaufs der wirtschaftlichen Über- 
gangszeit vor. Ein früheres Inkrafttreten ist mit 
Rücksicht auf die Bestimmungen des Artikels 26 
des Saarvertrages nicht möglich. Andererseits darf 
die gesetzliche Regelung für die Eingliederung des 
Saarlandes auf dem Gebiet des gewerblichen 
Rechtsschutzes auch nicht nach dem Ablauf der wirt- 
schaftlichen Übergangszeit in Kraft treten, da an- 
derenfalls insoweit ein gesetzloser Zustand ein- 
treten würde. 
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